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Einladung 
 

Stadt Erlangen 

Sozial- und Gesundheitsausschuss / Werkausschuss 
EJC, Sozial- und EJC-Beirat 
2. Sitzung      Mittwoch,  07.05.2025      16:00 Uhr      Ratssaal, Rathaus 

 

Öffentliche Tagesordnung  - 16:00  Uhr  

 
1. Mitteilungen zur Kenntnis 

 

 

 

1.1. Bearbeitungsstand der Fraktionsanträge 

 

V/080/2025 

 

1.2. Organisatorische Neuzuordnung der Betreuungsstelle von Amt 51  
zu Amt 50 

 

50/141/2025 

 

1.3. EJC Arbeitsmarktstatistik Berichtsmonat Dezember 2024 

 

55/095/2025 

 

1.4. JuBA Statusbericht I. Quartal 2025 

 

55/096/2025 

 

1.5. Beteiligung des EJC am "Ukraine-Projekt der Agentur für Arbeit" 

 

55/097/2025 

 

2. Neubesetzung der Vertretung des Verbandes der Bayerischen  
Wirtschaft im Sozial- und EJC-Beirat 

 

V/078/2025 

 

3. Neubesetzung der Vertretung des Verbandes der Bayerischen  
Wirtschaft im SGB-II-Beirat 

 

V/077/2025 

 

4. Neubesetzung der Vertretungen des Evang. Dekanats im Sozial-  
und EJC-Beirat 

 

V/079/2025 

 

5. Bericht zur Lage auf dem sozialen Wohnungsmarkt 2024 

Präsentation 

 

50/142/2025 

 

6. ÖDP-Antrag 105/2024: Erlangen gegen Einsamkeit! 

 

52/173/2025 

 

7. Änderung der Gebührensatzung zur Satzung für die städtischen  
Verfügungswohnungen 

 

30/106/2025 

 

8. Anfragen 
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Ich darf Sie hiermit zu dieser Sitzung einladen. 

 

Erlangen, den 30. April 2025 

STADT ERLANGEN 
gez. Dr. Florian Janik 
Oberbürgermeister 

 

Falls Tagesordnungspunkte dieser Sitzung aus Zeitgründen auf den nächsten Termin verschoben werden 
müssen, bitten wir Sie, die entsprechenden Unterlagen aufzubewahren und erneut mitzubringen. 

Die Sitzungsunterlagen können auch unter www.ratsinfo.erlangen.de abgerufen werden. 
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Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
V Referat V V/080/2025 
 

Bearbeitungsstand der Fraktionsanträge 

Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 

 
Sozial- und EJC-Beirat 07.05.2025 Ö Kenntnisnahme  
Sozial- und Gesundheitsausschuss / 
Werkausschuss EJC 

07.05.2025 Ö Kenntnisnahme  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
Beiliegende Tabelle des Bearbeitungsstandes der Fraktionsanträge zum 07.05.2025 zur  
Kenntnis.  
 
 
Anlagen: Anlage 01 Bearbeitungsstand der Fraktionsanträge 
  Anlage 02 Antrag ödp 129/2023 
  Anlage 03 Antrag Grüne Liste 137/2023 
  Anlage 04 Antrag SPD- Fraktion 056/2023 
 
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 

Ö  1.1Ö  1.1
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Bearbeitungsstand der Fraktionsanträge  

zum SGA am 07.05.2025 

 

Antrag Nr. Datum Antragsteller/in Fraktion/Partei zuständig Betreff Status 

129/2023 07.09.2023 

Hr. Jarosch, Fr. Grille,  

Fr. Reitzenstein  ödp Ref. V Kinderarmut in Erlangen offen  

137/2023 05.10.2023 

Fr. Winner, H. Sauerer, 

Hr. Bazant Grüne Liste V/50 

Geflüchtete – Verzahnung von 

Verwaltungsvorgängen  offen 

056/2023 27.04.2023 

Hr. Dr. Dees,   

Hr. Dr. Heydenreich, 

 Hr. Agha, Fr. Fischer,  

Hr. Dr. Richter, Hr. Bammes 

SPD-Fraktion V/EJC 
Projekt Re-Use-Kaufhaus 

Kaufbar 
offen 

 

Ö
  1.1

Ö
  1.1
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Datum 
27.04.2023 

Seite 
1 von 2 

Ansprechpartnerin 
Katja Rabold-Knitter 

Rathausplatz 1 

91052 Erlangen 

Geschäftsstelle im Rathaus,  

1. Stock, Zimmer 105 und 105a 

09131 862225 

spd.fraktion@stadt.erlangen.de 

www.spd-fraktion-erlangen.de 

Herrn 
Oberbürgermeister 
Dr. Florian Janik 
91052 Erlangen 
 
 

Berichtsantrag zum Projekt Re-Use-Kaufhaus Kaufbar 

 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 

von engagierten Personen aus dem Zentrum für Austausch und Machen 

(ZAM) wurde das Projekt Kaufbar ins Leben gerufen. Hierbei geht es um die 

Einrichtung eines attraktiven Re-Use-Kaufhauses für gut erhaltene Güter, 

Upcycling-Produkte, stimmiger Ladengestaltung und interessantem 

Sortiment. Vorbild sind dabei das Re-Use-Kaufhaus Retuna in Eskilstuna 

und das Gebrauchtwarenkaufhaus NochMall in Berlin. 

In Erlangen gibt es seit langem das Sozialkaufhaus vom EJC. Dieses ist 

allerdings in Angebot sowie Attraktivität des Einkaufens eingeschränkt. 

Daher ist folgerichtig im Klima-Aufbruch mit EK 6 'Reparieren statt 

Wegwerfen' eine Maßnahme beschlossen worden, die u. a. die 

Weiterentwicklung des Sozialkaufhauses zum Second-Hand-Kaufhaus 2.0 

vorsieht, enthalten. Im Haushalt 2023 konnte auch bereits eine Stelle 

Upcycling Sozialkaufhaus geschaffen werden. 

Die SPD-Fraktion stellt nun folgenden Antrag: 

Die Verwaltung berichtet über das geplante Vorgehen und den Stand bei der 

Weiterentwicklung des Sozialkaufhauses zum Second-Hand-Kaufhaus 2.0 

unter Einbezug der Ideen des Re-Use-Kaufhauses Kaufbar. Hierbei soll auf 

die verschiedenen Themenbereiche Soziales / Arbeitsmarktinstrument, 

Umwelt / Nachhaltigkeit / Kreislaufwirtschaft und Kultur eingegangen 

werden. 

 

Freundliche Grüße 

Dr. Philipp Dees 
Fraktionsvorsitzender 

Dr. Clemens Heydenreich 
Sprecher für Soziokultur 

Munib Agha 
Sprecher für Wirtschaft 
und Arbeit 

Valeria Fischer 
Sprecherin für Kultur 

Dr. Andreas Richter 
Sprecher für Umwelt 

Andreas Bammes 
Sprecher für Soziales 

 

Antrag gemäß § 28/ § 29 GeschO 

Eingang: 27.04.2023 

Antragsnr.: 056/2023 

Verteiler: OBM, BM, Fraktionen 

Zust. Referat: V/EJC 

mit Referat:   

Ö  1.1Ö  1.1
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Datum 
27.04.2023 

Seite 
2 von 2 

Ansprechpartnerin 
Katja Rabold-Knitter 

Rathausplatz 1 

91052 Erlangen 

Geschäftsstelle im Rathaus,  

1. Stock, Zimmer 105 und 105a 

09131 862225 

spd.fraktion@stadt.erlangen.de 

www.spd-fraktion-erlangen.de 

 

f.d.R. Katja Rabold-Knitter 
Geschäftsführerin der SPD-Fraktion 
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 Seite 1 von 1 

Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
50/SA063 Sozialamt 50/141/2025 
 

Organisatorische Neuzuordnung der Betreuungsstelle von Amt 51 zu Amt 50 

Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 

 
Sozial- und EJC-Beirat 07.05.2025 Ö Kenntnisnahme  
Sozial- und Gesundheitsausschuss / 
Werkausschuss EJC 

07.05.2025 Ö Kenntnisnahme  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
Im Haupt-, Finanz- und Personalausschusses vom 16.10.2024 wurde beschlossen, die Be-
treuungsstelle aus dem Jugendamt herauszulösen und zum 01.01.2025 im Sozialamt zu verorten 
(vgl. 112/140/2024).  
Die Betreuungsstelle wurde organisatorisch der Abteilung 505 (bisher Rentenversicherungs- 
angelegenheiten) des Sozialamtes zugeordnet. Die Abteilung 505 führt seitdem den Namen  
„Abteilung Betreuung und Sozialversicherung“.  
 
In der 15. Kalenderwoche folgte nach der organisatorischen Neuordnung auch die räumliche 
Zusammenführung der Abteilung 505 in der Nägelsbachstr. 38/40. 
Die flankierenden Stellen, wie Gerichte, Berufsbetreuer, andere Betreuungsstellen, Pressestelle 
etc. wurden über den Ortswechsel sowie die neuen Kontaktdaten informiert. Die Änderungen sind 
auch bereits auf der Homepage der Stadt angepasst. 
Der reguläre Dienstbetrieb konnte in der 16. Kalenderwoche bereits wieder vollumfänglich auf- 
genommen werden.  
 
 
 
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 

Ö  1.2Ö  1.2

11



 Seite 1 von 1 

Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
V/EJC Jobcenter 55/095/2025 
 

EJC Arbeitsmarktstatistik Berichtsmonat Dezember 2024 

Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 

 
Sozial- und Gesundheitsausschuss / 
Werkausschuss EJC 

07.05.2025 Ö Kenntnisnahme  

Sozial- und EJC-Beirat 07.05.2025 Ö Kenntnisnahme  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
 
 
Anlagen: EJC Arbeitsmarktstatistik Berichtsmonat Dez. 2024 
      EJC statistische Monatsübersicht Dez. 2024   
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1  Aktuelles aus dem Jobcenter 

1.1 Blick auf die Zahlen 

Unter Grundlagen des Berichts werden die Berichtsform und die Hintergründe 

der Zahlen vorgestellt. Eine Analyse der Zahlen erfolgt in diesem Kapitel. 

Für neue Leserinnen und Leser dieses Berichts empfiehlt es sich, die Lektüre mit 

Kapitel 3 zu beginnen. 

Die Anzahl der Bedarfsgemeinschaften im Dezember 2024 lag bei 2656 und be-

wegt sich auf dem gleichen Niveau wie in den Vormonaten und im Vorjahr. Die 

Anzahl der Bedarfsgemeinschaften mit einem Haushaltsvorstand unter 25 Jah-

ren steigt gegenüber dem Vorjahr um 18 auf 202. Dies bedeutet ein Anstieg von 

knapp 10 Prozent.  

Im Dezember 2024 sind 3508 erwerbsfähige leistungsberechtigte Personen im 

Erlanger Jobcenter gemeldet. Das sind 11 mehr als im gleichen Monat des Vor-

jahres. Gegenüber dem November 2024 ging die Anzahl um 0,2% (6 Personen) 

zurück.  

Der Bestand an langzeitleistungsbeziehenden Personen steigt weiterhin im Jah-

resvergleich. Der hohe Zuzug von Personen aus der Ukraine im Jahr 2022 ist wie 

angekündigt dafür verantwortlich. Die Fluchtbewegung aus der Ukraine führt 

dazu, dass der Anteil der langzeitleistungsbeziehenden Frauen stark gestiegen 

ist (Register Überblick, Zeile 42 – Langzeitleistungsbeziehende -Frauen). Auch 

bei Männern ist ein Anstieg erkennbar. (Plus 14 %) 

Eine langzeitleistungsbeziehende Person muss mindestens 21 Monate während 

der letzten 24 Monate im Leistungsbezug sein. 

Die Zahl der Personen im Langzeitleistungsbezug ist im Dezember 2024 auf 2166 

gestiegen. Daraus ist zu schließen, dass 62 % der erwerbsfähigen leistungsbe-

rechtigten Personen im Langzeitleistungsbezug sind. 

Der Anteil an erwerbstätigen Personen beträgt 19,4 %. 407 Personen im Bürger-

geldbezug sind darunter sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Dies ent-

spricht 10% der erwerbsfähigen leistungsberechtigten Personen. 

Die Integrationsquote (K2) sinkt leicht gegenüber dem Vorjahresmonat. In der 

Betrachtung der letzten 12 Monate wurden 640 Personen integriert. (Jan 2024 – 

Dez 2024). Hierzu finden Sie in dem Kapitel Integrationen 2024 die Jahresüber-

sicht. 

Der Frauenanteil an Integrationen im Verlauf von 12 Monaten liegt bei 42% 

Der Bestand an geförderten Personen steigt gegenüber dem Vorjahr leicht an. 

Die Anzahl der Förderungen von Sprachkursen des Bundesamts für Migration 

und Flüchtlinge geht leicht zurück. So sind im Monat Dezember 2024 175 Perso-

nen in einer Sprachfördermaßnahme (Gegenüber 198 im November 2024) 
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Ab dem Berichtsjahr 2025 werden nur noch laufende Fördermaßnahmen aus 

dem Bereich berufliche Rehabilitation und berufliche Weiterbildung gemeldet. 

Diese Förderungen obliegen ab dem 01.01.2025 der Agentur für Arbeit.  
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2 Integrationen 2024 

Die Übersicht zu den Integrationen des Vorjahres liegen ab dem zweiten Quartal 

des Folgejahres vor. In den kommenden Jahren wird die Berichterstattung mit 

dieser erweiterten Übersicht ergänzt. Die Übersicht basiert auf eigenen Auswer-

tungen des Erlanger Jobcenters und weicht von den zur Kennzahl 2 gemessenen 

Zahlen ab. 

In der untenstehenden Grafik werden Integrationen nach Art der Erwerbstätig-

keit (sozialversicherungspflichtig, geringfügig und selbstständig), nach Berufs-

sektoren und nach Niveau des Einmündungsberufes ausgewertet.  

 
Anzahl Integrationen nach Berufsklassen (2024) 

(Erwerbstätigkeit und Selbständigkeit)

Erwerbstätigkeit 

sozialversicherungs-

pflichtig

Erwerbstätigkeit 

geringfügig

Erwerbstätigkeit 

selbständig/ 

mithelfende 

Familienangehörige

Gesamt: 

Anzahl Gesamt: in %

Anzahl Anzahl Anzahl

Produktionsberufe 110 43 1 154 24,80%

Helfer- und Anlerntätigkeiten 56 34 1 91 14,65%

fachlich ausgerichtete Tätigkeiten 45 9 54 8,70%

komplexe Spezialistentätigkeiten 5 5 0,81%

hoch komplexe Tätigkeiten 4 4 0,64%

Personenbezogene Dienstleistungsberufe 101 39 3 143 23,03%

Helfer- und Anlerntätigkeiten 56 29 85 13,69%

fachlich ausgerichtete Tätigkeiten 26 10 36 5,80%

komplexe Spezialistentätigkeiten 10 1 11 1,77%

hoch komplexe Tätigkeiten 9 2 11 1,77%

Kaufmännische und unternehmensbezogene Dienstleistungsberufe 108 27 1 136 21,90%

fachlich ausgerichtete Tätigkeiten 56 9 65 10,47%

Helfer- und Anlerntätigkeiten 23 18 41 6,60%

komplexe Spezialistentätigkeiten 15 15 2,42%

hoch komplexe Tätigkeiten 14 1 15 2,42%

Verkehrs- und Logistikberufe 69 21 90 14,49%

fachlich ausgerichtete Tätigkeiten 33 17 50 8,05%

Helfer- und Anlerntätigkeiten 36 4 40 6,44%

Reinigungsberufe 43 31 74 11,92%

Helfer- und Anlerntätigkeiten 38 30 68 10,95%

fachlich ausgerichtete Tätigkeiten 4 1 5 0,81%

komplexe Spezialistentätigkeiten 1 1 0,16%

Sicherheitsberufe 12 1 13 2,09%

Helfer- und Anlerntätigkeiten 6 1 7 1,13%

fachlich ausgerichtete Tätigkeiten 6 6 0,97%

IT- und naturwissenschaftliche Dienstleistungsberufe 11 11 1,77%

komplexe Spezialistentätigkeiten 5 5 0,81%

hoch komplexe Tätigkeiten 3 3 0,48%

fachlich ausgerichtete Tätigkeiten 2 2 0,32%

Helfer- und Anlerntätigkeiten 1 1 0,16%

Gesamtergebnis 454 162 5 621 100,00%
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3 Grundlagen des Berichts 

Das Erlanger Jobcenter als kommunaler Eigenbetrieb berichtet im 

Werkausschuss über die aktuellen Entwicklungen und Zahlen zum 

Bürgergeld. 

3.1 Berichtsformat 

Die Berichterstattung basiert auf den offiziellen Statistiken der Bundesagentur 

für Arbeit die nach Kapitel 7 SGB II die Aufgabe der Statistik und Forschung zum 

Bürgergeld innehat. 

Das Erlanger Jobcenter übermittelt monatlich Bestands- und Verlaufsdaten aus 

denen sich die Statistiken für Erlangen speisen. Veröffentlicht werden die Daten 

in allgemeinen Statistiken oder Vergleichen zum Beispiel unter http://www.sta-

tistik.arbeitsagentur.de oder unter www.sgb2.info 

Besondere Auswertungen des Erlanger Jobcenters können über den Statis-

tikservice Süd-Ost in Nürnberg als Einzelauswertungen oder als regelmäßige Be-

richte angefordert werden. 

Für diese Berichtsreihe wird vom Statistik-Service eine Monatsübersicht erstellt 

in der folgende Tabellenblätter enthalten sind: 

- Impressum 

- Überblick 

- Struktur BG-ELB 

- Integrationen, Erwerbstätigkeit 

- Grafik Integrationen 

- Förderung 

- Methodische Hinweise des Statistik-Services zu den Auswertungen 

Dieser Zahlenbericht geht Ihnen mit diesem Arbeitsmarktbericht zu. 

Dies ermöglicht eine Standardisierung des Berichtswesens und lässt eine Ver-

gleichbarkeit und Standortbestimmung des Jobcenters zu. 

3.2 Beschreibung der Monatsübersicht 

Das Arbeitsblatt beinhaltet einen Überblick zu den Eckwerten des Jobcenters im 

Berichtsmonat. Die Daten werden mit einer Wartezeit von drei Monaten veröf-

fentlicht. Nach dieser Wartezeit werden die Daten festgeschrieben und bleiben 

unverändert. Diese Verzögerung dient dazu, die Daten möglichst vollständig zu 

erfassen, sie zu plausibilisieren, zu analysieren und schließlich zu 

18

http://www.statistik.arbeitsagentur.de/
http://www.statistik.arbeitsagentur.de/
http://www.sgb2.info/


7  Grundlagen des Berichts 
 

 

veröffentlichen. Dies ist ein Standardprozess in der Statistik. Lediglich das Merk-

mal der Arbeitslosigkeit wird ohne Wartezeit jeweils zum Monatsende veröffent-

lich. 

3.2.1 Grunddaten 

Die Anzahl der Bedarfsgemeinschaften und die darin enthaltenen Personen un-

terteilt in erwerbsfähige Leistungsberechtigte und Nichterwerbsfähige Leis-

tungsberechtigte. 

Nichterwerbsfähige Personen sind zumeist Kinder unter 15 Jahren aber auch äl-

tere Personen die aufgrund ihres Alters (über dem Renteneintrittsalter) oder auf-

grund gesundheitlicher Einschränkungen nicht als erwerbsfähig gelten aber in 

einer Bedarfsgemeinschaft mit mindestens einer erwerbsfähigen Person leben. 

Die Entwicklung dieser Zahlen wird in den weiteren Spalten angegeben. Die 

Werte des Vormonats und die des Vorjahresmonat werden jeweils in Prozent 

und in absoluten Zahlen wiedergegeben. 

In der nächsten Zeile wird die Anzahl der Arbeitslosen erwerbsfähigen Personen 

des Rechtskreises SGB II angegeben. Diese Anzahl ist ein Anteil aller erwerbsfä-

higen Personen im Jobcenter. 

Die Quote darunter ist eine Berechnung aus der Anzahl der vorher oben genann-

ten Arbeitslosen im Zähler und der Anzahl aller zivilen Erwerbspersonen in Er-

langen im Nenner. Auch bei diesen Werten finden Sie Vergleiche zu dem Vormo-

nat und dem Vorjahr. 

3.2.2 Kennzahlen nach § 48a SGB II 

Die Kennzahlen nach § 48a SGB II sind monatliche Statistiken, die das Bundes-

ministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) für alle Jobcenter veröffentlicht. Sie 

messen, wie gut die Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende die drei Ziele 

umsetzen:  

- K1 Verringerung der Hilfebedürftigkeit,  

- K2 Verbesserung der Integration in Erwerbstätigkeit und 

- K3 Vermeidung und Verringerung von langfristigem Leistungsbezug  

Diese Kennzahlen werden als Zielindikatoren für die Steuerung des Erlanger 

Jobcenters durch das Staatsministerium für Arbeit und Soziales (StMAS) als 

Fachaufsicht genutzt. 

Die Zielwerte für das Jahr 2024 mit dem Staatsministerium für Familie, Arbeit 

und Soziales sind Folgende: 

- K1: Verringerung der Hilfebedürftigkeit: Kein Zielwert. Lediglich Monito-

ring 

- K2: Verbesserung der Integration in Erwerbstätigkeit: Zielwert 2024 ist 

erreicht, wenn die Integrationsquote höchstens um 7,3 % im Vergleich 

zum Vorjahr sinkt. 
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- K3: Vermeidung und Verringerung von langfristigem Leistungsbezug: 

Zielwert für 2024 ist erreicht, wenn der durchschnittliche Bestand an 

Langzeitleistungsbeziehenden im Vergleich zum Vorjahr höchstens um 

11,9 % steigt. 

 

Das Ziel der Gleichstellung von Mann und Frau im Bürgergeld wurde erneut in 

die Zielvereinbarung übernommen. Dabei werden folgende Indikatoren beach-

tet: 

− die Mindestförderquote für Frauen nach § 16 Abs. 2 Satz 1 SGB II i.V. m.  

§ 1 Abs. 2 Nr. 4 SGB III, 

− die spezifischen Integrationsquoten von Frauen und Männern in Abhän-

gigkeit vom jeweiligen Bedarfsgemeinschaftstyp 

Folgende Ziele sollen damit weiterhin verfolgt werden: 

− die Hilfebedürftigkeit von Frauen soll verringert oder überwunden  

werden und 

− die Integration von Frauen in Erwerbstätigkeit soll verbessert werden. 

Das Integrationsziel ist erreicht, wenn sich der Abstand der Integrationsquote 

von Frauen im Vergleich zur Integrationsquote der Männer im Vergleich zum 

Vorjahr verringert. 

Zur Erreichung dieser Ziele wird u. a. eine an der Bedarfsgemeinschaft orien-

tierte ganzheitliche Beratung von Frauen sowie ein besonderes Augenmerk auf 

Erziehende mit Kindern unter drei Jahren angeregt. 

 

Für dieses Ziel werden in der Übersicht die nach Geschlechtern differenzierten 

Zahlen und Quoten angegeben. 

Die Aufteilung aller erwerbsfähigen Personen nach Geschlecht, im Anschluss die 

anteilige SGB II Quote nach Männern und Frauen. Darunter wird die Kennzahl K2 

sowie die Hilfskennzahl K2E1, die Quote der Eintritte in geringfügige Beschäfti-

gung von jeweils Männern und Frauen aufgeführt. 

Zuletzt auf diesem Register die erwerbstätigen Personen die neben ihrem Ein-

kommen aus einer Erwerbstätigkeit oder Selbständigkeit Bürgergeldleistungen 

beziehen. 

Die Kennzahlen basieren auf Daten der Statistik der Bundesagentur für Arbeit 

und werden monatlich aufbereitet und um Visualisierungsmöglichkeiten er-

gänzt. Der Vergleich der Jobcenter ist unter www.sgb2.info abrufbar. 
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3.3 Die Struktur der Bedarfsgemeinschaften 
und der Personen 

Das zweite Tabellenregister mit der Bezeichnung Struktur BG-ELB enthält De-

tails zu den Bedarfsgemeinschaften und den darin lebenden Personen. Diese 

Daten werden ebenso mit einer Wartezeit von drei Monaten veröffentlicht. Wei-

tere Details, Daten und Vergleiche sind in den Jobcenter Eckwerten auf den Sei-

ten der Statistik der Arbeitsagentur zu finden. (Link) 

3.3.1 Bedarfsgemeinschaften 

Im Bürgergeld bildet eine Bedarfsgemeinschaft die Grundlage für die Berech-

nung der passiven Leistungen des Bürgergeldes, die an berechtigte Personen 

ausgezahlt wird. Mitglieder der Bedarfsgemeinschaften sind Personen im glei-

chen Haushalt die der Kernfamilie angehören. Generationsübergreifende Haus-

halte können auch wenn sie gemeinsam wohnen in mehrere Bedarfsgemein-

schaften aufgeteilt werden. 

Der Großteil der Bedarfsgemeinschaften besteht aus Single-BG. Diese Bedarfs-

gemeinschaft besteht aus einer erwerbsfähigen Person. 

Eine alleinerziehenden BG besteht aus einem (in der Regel) erwerbsfähigen al-

leinerziehenden Elternteil und mindestens einem minderjährigen Kind. Die 

Paar-BG aus mindestens einer erwerbsfähigen Person und einem Partner/einer 

Partnerin. Paar mit Kindern - BG ergänzt die vorherige Gruppe um mindestens 

ein Mitglied der Bedarfsgemeinschaft das unter 25 Jahre ist und ein Kind (auch 

Pflegekind) des Paares ist. In einer BG mit Haushaltsvorstand unter 25 Jahren ist 

eine Person die nicht mit ihren Eltern lebt der Antragsteller oder die Antragstel-

lerin auf Bürgergeldleistungen. Die darunterliegende Zahl summiert die minder-

jährigen Haushaltsvorstände einer Bedarfsgemeinschaft. 

Unter „sonstige BG“ summieren sich Bedarfsgemeinschaften mit besonderen 

Konstellationen vor allem mit erwerbsunfähigen Antragstellenden und deren er-

werbsfähigen Kindern. Die aktuelle Differenz zwischen allen Bedarfsgemein-

schaften und der Summe der Differenzierungen beträgt 54 Bedarfsgemeinschaf-

ten.  

3.3.2 Erwerbsfähige leistungsberechtigte Personen 

Hier wird der Bestand und die Veränderungen der Frauen und Männer im Bür-

gergeld angezeigt. Unter den Personen befinden sich Alleinerziehende. 

Der aufmerksam Lesende wird feststellen, dass unter alleinerziehende Bedarfs-

gemeinschaft eine andere Summe gebildet wurde. Dies liegt an der Konstella-

tion der Bedarfsgemeinschaft: Eine Bedarfsgemeinschaft kann das Merkmal Al-

leinerziehend haben, wenn ein Kind 15 Jahre und älter ist und somit als er-

werbsfähige Person gezählt wird, während die erziehende Person in dieser 
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Bedarfsgemeinschaft als nicht erwerbsfähig gilt. Das Kind in der Alleinerziehen-

den BG kann als Person nicht das Merkmal alleinerziehend tragen. Das wäre nur 

bei einer eigenen Elternschaft des Kindes möglich. Dann wiederrum würde das 

Kind als neuer Elternteil eine eigene Bedarfsgemeinschaft innerhalb einer Haus-

haltsgemeinschaft begründen. 

Der Personenkreis der Jugendlichen und jungen Erwachsenen wird eigens auf-

geführt. Gesondert wird die Summe der minderjährigen Personen aufgezeigt. 

3.3.3 Zugang und Abgang von Personen 

Der Zugang von erwerbsfähigen Personen zeigt die Anzahl der Personen die im 

Meldemonat neu im Bürgergeldbezug sind und im Vormeldemonat sich noch 

nicht im Bestand befanden. Darunter können sich Personen befinden die erst-

mals Bürgergeld beantragt haben oder Personen die erneut in den Leistungsbe-

zug gekommen sind. Diese Personen sind als eigene Position ausgewiesen. Eine 

Person die während des Bürgergeldbezuges den Status einer erwerbsfähigen 

Leistungsberechtigten Person erhält, zählt nicht als zugegangene Person. 

Genauso aufgebaut sind die Zahlen der Abgänge von Personen. 

3.4 Integrationen und Erwerbstätigkeit 

Das Register Integrationen und Erwerbstätigkeit enthält Zahlen zu den Arbeits-

aufnahmen während des Leistungsbezuges. Eine Integration nach der Zielkenn-

zahl K2 liegt vor, wenn eine Person aus dem Bestand eines Jobcenters eine ver-

sicherungspflichtige Beschäftigung aufnimmt. Darunter fallen Ausbildungen 

und Jobs die nicht über die Teilhabe am Arbeitsmarkt gefördert werden. 

Die Darstellung ist eine Zeitreihe des Meldemonats und der zwölf vorangegange-

nen Monate. 

Für weitere Übersichten, Vergleiche und erweiterte Daten wird hier auf den Be-

richt Integrationen und Verbleib - Deutschland, West/Ost, Länder und Jobcenter 

der Statistik der Arbeitsagentur verwiesen. (Link) 

3.4.1 Integrationen 

Die Gesamtsumme ist geteilt nach Geschlecht, nach Alter, nach Nationalität. Un-

tergruppen sind schwerbehinderte Personen, alleinerziehende Personen, sowie 

Langzeitleistungsbeziehende. Die Summe der Personen mit nicht-deutscher 

Staatsbürgerschaft ist untergliedert in Personen aus den acht Hauptasylher-

kunftsländern und eigens ausgewiesen aufgrund der aktuellen Relevanz Perso-

nen aus der Ukraine. Diese Zeitreihe nach Integrationen findet sich auch als Dia-

gramm auf einem eigenen Register. 

An dieser Stelle sei auch auf die gesonderte Berichterstattung zum Thema ge-

flüchtete Personen im Anhang hingewiesen. 
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3.4.2 Integrationen in geringfügige Beschäftigung 

Aufnahmen von geringfügig vergüteten Beschäftigungen (Minijobs) zählen nicht 

zu der Quote der Zielgröße K2. Das Erlanger Jobcenter weist die Integrationen in 

Minijobs daher auch gesondert auf. Die Struktur ist der unter 2.4.1 beschriebe-

nen Struktur gleich. 

3.4.3 Erwerbstätige Personen 

Durch die Arbeitsaufnahme einer Person der Bedarfsgemeinschaft wird der Bür-

gergeldbezug nicht automatisch beendet. Neben dem Einkommen können wei-

terhin Bürgergeldleistungen vom Erlanger Jobcenter gewährt werden. Dies 

hängt vom Einkommen und von der Größe und Zusammensetzung der Bedarfs-

gemeinschaft ab. 

Vier Bereiche werden hier nach Höhe des Einkommens abgebildet: Einkommen 

aus abhängiger Beschäftigung bis zur Geringfügigkeitsgrenze, Einkommen aus 

anhängiger Beschäftigung im Übergangsbereich und darüberliegendes Einkom-

men aus abhängiger Beschäftigung. Die Grenzen der Bereiche sind in dem Regis-

ter methodische Hinweise des Berichts erläutert. In der letzten Zeile wird das 

Einkommen aus selbstständiger Tätigkeit zum parallelen Bürgergeldbezug an-

gezeigt. 

3.4.4 Grafiken zu Integrationen 

In diesem Register sind die Daten aus der vorherigen Tabelle grafisch aufgear-

beitet und zeigen einen Verlauf nach ausgewählten Personengruppen über 24 

Monate. 

3.5 Förderungen 

Das Register Förderungen enthält Daten zur Aktivierung von erwerbsfähigen 

Personen im Erlangern Jobcenter. Als Aktivierung werden Maßnahmen aus den 

Rechtskreisen des Zweiten und Dritten Sozialgesetzbuches gewertet. 

Die Aufteilung auf diesem Register richtet sich nach Geschlechtern. 

Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung sind Maßnahmen 

nach § 45 SGB III die bei einem Träger oder bei einem Arbeitgeber stattfinden 

können. Die einmaligen Leistungen aus dem Vermittlungsbudget werden nicht 

als Bestand gezählt, sondern lediglich bei den Zugängen. 

Maßnahmen zur Berufswahl und Berufsausbildung sind spezielle Förderungen 

zur Ausbildungsförderung wie assistierte Ausbildung (früher ausbildungsbeglei-

tenden Hilfen) oder Berufsausbildungen in außerbetrieblichen Einrichtungen.  

Maßnahmen zur beruflichen Weiterbildung sind Maßnahmen nach dem vierten 

Abschnitt des Dritten Kapitel im SGB III zum Beispiel 
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Qualifizierungsmaßnahmen über einen Bildungsgutschein gefördert. Seit Juli 

2023 werden für Teilnehmende dieser Maßnahmen monatlich Bürgergeldbonus 

oder Weiterbildungsgeld gezahlt. Die Förderung nach § 16i SGB II soll mit dem 

anstehenden Zweiten Haushaltsfinanzierungsgesetzes 2024 wieder abgeschafft 

werden. 

Besondere Maßnahmen zur Teilhabe von Menschen mit Behinderungen sind zu-

meist berufliche Bildungsmaßnahmen oder Vorbereitungskurse die im Rahmen 

einer beruflichen Rehabilitation durchgeführt werden. 

Sowohl Maßnahmen zur beruflichen Rehabilitation als auch Maßnahmen zur be-

ruflichen Weiterbildung werden ab dem 01.01.2025 durch die Agentur für Arbeit 

durchgeführt und finanziert. In der Berichterstattung zu den Förderungen wird 

dieses Instrument nicht mehr weitergeführt werden können. 

Weitere Daten finden sich in dem oben erwähnten Bericht zu den Eckwerten des 

Jobcenters. (Link). 

Neu hinzugekommen (nachrichtlich) ist der Bestand und Zugang zu Sprachför-

derungen über Angebote des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge (BAMF). 

Die Zahlen der Sprachförderung fließen nicht in die prozentuale Berechnung in 

die Spalten F, G und H ein. 
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Übergreifende Statistik

Jobcenter Erlangen, Stadt
Dezember 2024

absolut absolut

(bei Quoten in 
%-Punkten)

(bei Quoten in 
%-Punkten)

1 2 3 4 5

Bedarfsgemeinschaften 2.656 -1 0,0 -8 -0,3

Erwerbsfähige Leistungsberechtigte 3.508 -6 -0,2 11 0,3

Nichterwerbsfähige Leistungsberechtigte 1.386 -59 -4,1 -73 -5,0

Arbeitslose SGB II 1.770 -16 -0,9 16 0,9
anteilige Arbeitslosenquote SGB II 1) 2) 2,6 0,0 x 0,0 x

Ausgewählter Überblick zu den Kennzahlen nach § 48a SGB II
K1 - Leistungen zum Lebensunterhalt (ohne Leistungen für Unterkunft und 
Heizung) 1.588.723 -8.486 -0,5 174.934 12,4

K1E1 - Leistungen zur Unterkunft und Heizung  (K1E1) 1.197.814 -80.472 -6,3 -11.358 -0,9

K2 - Integrationsquote - Insgesamt 17,9 -0,4 x -0,8 x

Anzahl Integrationen (12-Monatssumme) 640 -12 -1,8 -22 -3,3 

Anzahl ELB im Vormonat (12-Monatsdurchschnitt) 3.570 2 0,0 25 0,7

K3 - Veränderung des Bestandes an Langzeitleistungsbeziehenden zum 
Vorjahr. 
Es wird bei K3 die Kennzahl des Vormonats bzw. Vorjahresmonats 
ausgewiesen 23,8 24,2 x -3,8 x

Langzeitleistungsbeziehende - Insgesamt 2.166 -1 -2,8 416 23,8

Gleichstellung Frauen und Männer

Erwerbsfähige Leistungsberechtigte Frauen 1.873 -1 -0,1 -27,0 -1,4

Erwerbsfähige Leistungsberechtigte Männer 1.635 -5 -0,3 38,0 2,4
anteilige Arbeitslosenquote SGB II Frauen 1) 2) 2,8 -0,1 x -0,1 x
anteilige Arbeitslosenquote SGB II Männer 1) 2) 2,4 0,0 x 0,1 x

K2 - Integrationsquote Frauen 14,2 -0,5 x 0,4 x

K2E1 - Quote der Eintritte in geringfügige Beschäftigung - Frauen 4,2 0,0 x 0,2 x

K2 - Integrationsquote Männer 22,3 -0,2 x -2,3 x

K2E1 - Quote der Eintritte in geringfügige Beschäftigung - Männer 6,1 -0,3 x -1,0 x

Es wird bei K3 die Kennzahl des Vormonats bzw. Vorjahresmonats ausgewiesen

K3 - Veränd. des Bestandes an Langzeitleistungsbeziehenden - Frauen 32,1 31,7 x -4,2 x

K3 - Veränd. des Bestandes an Langzeitleistungsbeziehenden - Männer 14,1 15,3 x -3,3 x

Langzeitleistungsbeziehende - Frauen 1.242 -3 -0,1 302,0 32,1

Langzeitleistungsbeziehende  - Männer 924 2 0,2 114,0 14,1
Erwerbstätigkeit Frauen 3) 377 -2 -0,5 35,0 10,2
Erwerbstätigkeit Männer 3) 331 -10 -2,9 -5,0 -1,5

© Statistik der Bundesagentur für Arbeit

Strukturmerkmale

Übersicht

Veränderung zum Vormonat Veränderung zum 
Vorjahreszeitraum

Daten zu Leistungen nach dem SGB II nach einer Wartezeit von 3 Monaten.

1) Arbeitslosenquote bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen (in Prozent)
2) Arbeitslosenquote und Unterbeschäftigungsquote können in die beiden Komponenten anteilige Quote SGB II und anteilige Quote SGB III zerlegt werden. Dabei werden die 
Arbeitslosen bzw. Unterbeschäftigten aus dem Rechtskreis SGB II und SGB III jeweils auf alle zivilen Erwerbspersonen bzw. die erweiterte Bezugsgröße der Unterbeschäftigungsquote 
bezogen. Die Summe der beiden anteiligen Einzelquoten ergibt die Gesamtquote. Die anteiligen Quoten beantworten die Frage, wie sich die Arbeitslosigkeit bzw. Unterbeschäftigung auf 
die beiden Rechtskreise verteilt. Veränderungen werden in Prozentpunkten angegeben.
3) Erwerbstätige erwerbsfähige Leistungsberechtigte sind erwerbsfähige Leistungsberechtigte (ELB), die über Bruttoeinkommen aus abhängiger Erwerbstätigkeit und/oder über Betriebsgewinn aus 
selbständiger Tätigkeit verfügen.

Dezember 
2024

Erstellungsdatum: 02.04.2025, Statistik-Service Südost, Auftragsnummer 344992

in % in %
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Übergreifende Statistik

Jobcenter Erlangen, Stadt
Dezember 2024

Daten zu Leistungen nach dem SGB II nach einer Wartezeit von 3 Monaten.

absolut in % absolut in %
1 2 3 4 5

Bedarfsgemeinschaft (BG) Insgesamt 2.656                   -1                         0,0 -8                         -0,3

Single - Bedarfsgemeinschaft 1.501                   8                          0,5 20                        1,4

Alleinerziehenden -Bedarfsgemeinschaft 535                      -1                         -0,2 -20                       -3,6

Paar BG ohne Kinder 165                      -3                         -1,8 -3                         -1,8

Paar BG mit Kindern 383                      -7                         -1,8 -6                         -1,5

Nicht zuordenbare BG 72                        2                          2,9 1                          1,4

BG mit Haushaltsvorstand unter 25 202                      6                          3,1 18                        9,8

   darunter BG mit Haushaltsvorstand unter 18 5                          -1                         -16,7 - 0,0

Erwerbsfähige Leistungsberechtigte (ELB) 3.508                   -6                         -0,2 11                        0,3

Frauen 1.873                   -1                         -0,1 -27                       -1,4

Männer 1.635                   -5                         -0,3 38                        2,4
Alleinerziehende 1) 530                      -2                         -0,4 -22                       -4,0

im Alter unter 25 Jahren 621                      7                          1,1 40                        6,9

     darunter im Alter von 15 bis unter 18 Jahren 188                      8                          4,4 5                          2,7

 im Alter von 25 und älter 2.887                   -13                       -0,4 -29                       -1,0

Zugang ELB 155                      13                        9,2 -10                       -6,1

Frauen 73                        13                        21,7 -4                         -5,2

Männer 82                        - 0,0 -6                         -6,8

unter 25 Jahre 51                        23                        82,1 15                        41,7

darunter 15 bis unter 18 Jahre 11                        3                          37,5 -1                         -8,3

über 25 Jahre 104                      -10                       -8,8 -25                       -19,4

mit SGBII - Vorbezug 104                      -10                       -8,8 1                          1,0

Abgang ELB 166                      -27                       -14,0 6                          3,8

Frauen 79                        -10                       -11,2 -7                         -8,1

Männer 87                        -17                       -16,3 13                        17,6

unter 25 Jahre 49                        -1                         -2,0 18                        58,1

darunter 15 bis unter 18 Jahre 10                        2                          25,0 4                          66,7

über 25 Jahre 117                      -26                       -18,2 -12                       -9,3
© Statistik der Bundesagentur für Arbeit

1) Als alleinerziehend gelten Elternteile in Alleinerziehenden-Bedarfsgemeinschaften.

*) Aus Gründen der statistischen Geheimhaltung werden Zahlenwerte von 1 oder 2 und Daten, aus denen rechnerisch auf einen solchen Zahlenwert geschlossen 
werden kann, anonymisiert. Darüber hinaus unterliegen Informationen der Grundsicherungsstatistik auch der statistischen Geheimhaltung, wenn sie sich nur auf 1 
oder 2 Bedarfsgemeinschaften beziehen. In Fällen, in denen Werte von Null eine Information über den Merkmalsträger offen legen, werden auch diese Nullwerte 
anonymisiert.

Erstellungsdatum: 02.04.2025, Statistik-Service Südost, Auftragsnummer 344992

Strukturmerkmale

Monatsübersicht - Grundsicherung SGBII

Veränderung zum Vormonat
Dezember 2024

Veränderung zum Vorjahr
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Übergreifende Statistik Übergreifende Statistik

Jobcenter Erlangen, Stadt
Zeitreihe

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25

Integrationen nach § 48a SGB II           36          42          70        113          44          53          36          49          63          56          42          36          48          60          64        112          52          61          35          53          53          49          42          33          33

Frauen          10          16          37          59          17          12          17          21          27          23          17          17          19          29          29          62          20          28          11          22          15          17          10            8          14

Männer          26          26          33          54          27          41          19          28          36          33          25          19          29          31          35          50          32          33          24          31          38          32          32          25          19

Schwerbehinderte * *            4            6 * - *            4            8            4 *            4 * -            3            5 *            5            5 * *            3            6 * *

Alleinerziehende            4            3          10          12            6 *            6            6            8            4            4            4            7            9            8          13            6            5            3            3            5            4            4 *            7

unter 25 Jahre            7          11          15          44          10            8            4            7            5            8            6            5            5          10          13          53          12          10            6          10            5            5            7            4            4

    darunter 15 bis unter 18 Jahre - - *          23 * - - - - - - - - - -          19            3 - - - - * - - -

25 Jahre und älter          29          31          55          69          34          45          32          42          58          48          36          31          43          50          51          59          40          51          29          43          48          44          35          29          29

Langzeitleistungsbezieher          16          17          29          52          14          22          16          18          25          12          10          13          19          18          16          47          21          25          17          15          20          16          17          17          11

Deutsche            7          17          35          50          21          19          11          25          28          22          19          14          16          23          23          51          30          29          18          23          26          12          15          16          12

Ausländer          29          25          35          63          23          34          25          24          35          34          23          22          32          37          41          61          22          32          17          30          27          37          27          17          21

  darunter 8 HKL 1)          13          10          11          28            9          16          12          10          14          16            7            8          14          20          16          27            7          14            7            9          15          14          12          10            8

  Ukraine            6            9          12          18            6            8            5            4            5            5            7            6            8            5            5          11 * * -            7 -            4            3 *            3
Integrationen in geringfügige Beschäftigung 
nach § 48a SGB II          11          15          14          18            9          23          15          15          14          10          21          16          15          19          20          13          13          21          21          16          17          12          16            9          18

Frauen            6            6            4            8            4            9            8            8            3            4          13            8            5            9            7            5            5          10            9            7            9            6            5 *            6

Männer            5            9          10          10            5          14            7            7          11            6            8            8          10          10          13            8            8          11          12            9            8            6          11            7          12

Schwerbehinderte - * * - - * * - - * * - * * - - * * * - * - - - *

Alleinerziehende            4 *            3 * *            5            4 * * -            5 * *            4 * - * * * *            4 *            3 * *

unter 25 Jahre *            4            4            6            3            4 * *            6 * * *            5            3            4            4            4            4 * * * * * *            3

    darunter 15 bis unter 18 Jahre - - * - * * - - * - - * - * * - * - * - * - - - -

25 Jahre und älter          10          11          10          12            6          19          13          14            8            9          19          14          10          16          16            9            9          17          15          14          16          11          15            7          15

Langzeitleistungsbezieher            6            9            9            9            4          15          10          11            5 *            7            5            9            5          13            5            4            7            9            8          10            4            8 *            4

Deutsche            4            5            6            5            4            6            5 *            4            6            7            5            6            3            4            7            4            5            3            4            6 *            4 *            7

Ausländer            7          10            8          13            5          17          10          13          10            4          14          11            9          16          16            6            9          16          18          12          11          11          12            7          11

  darunter 8 HKL 1)            3            6            5            7 *            5            3            4            6 *            4            9            8            8          10            4            3            4          11            4            4 *            6 *            5

  Ukraine * * *            4 *            4            7            4            3 *            5 * -            3 * *            5            4 -            3            3            3 *            5 *

abhängige Erwerbstätige ELB 2)        682        693        700        693        694        699        680        668        676        675        673        676        649        658        682        666        646        671        660        656        661        651        648        667        678

bis zur Geringfügigkeitsgrenze 3)        275        270        269        271        273        284        265        268        268        266        268        286        279        287        290        296        295        305        300        286        281        279        275        289        300

im Übergangsbereich 3)        349        362        371        360        356        355        357        344        346        344        350        343        333        333        349        331        312        326        318        324        328        330        332        338        299

über dem Übergangsbereich 3)          58          61          60          62          65          60          58          56          62          65          55          47          37          38          43          39          39          40          42          46          52          42          41          40          79

Einkomen aus selbständiger Tätigkeit 4)          28          29          26          28          24          28          26          25          28          31          33          31          31          27          26          28          28          23          23          23          26          26          25          30          30
Erstellungsdatum: 02.04.2025, Statistik-Service Südost, Auftragsnummer 344992 © Statistik der Bundesagentur für Arbeit © Statistik der Bundesagentur für Arbeit

2) Abhängig erwerbstätige erwerbsfähige Leistungsberechtigte sind erwerbsfähige Leistungsberechtigte (ELB), die über Bruttoeinkommen aus abhängiger Erwerbstätigkeit verfügen.
3)  Die Verdienstgrenzen wurden im Laufe der Zeit angepasst - siehe methodische Hinweise.
4) Selbständig erwerbstätige erwerbsfähige Leistungsberechtigte sind erwerbsfähige Leistungsberechtigte (ELB), die über Betriebsgewinn aus selbständiger Tätigkeit verfügen.

Monatsübersicht - Integrationen nach § 48a SGB II und Erwerbstätigkeit

Strukturmerkmale
Jul 24 Dez 22Jan 23Feb 23Mrz 23Mrz 24 Apr 23Mai 23Jun 23Jul 23Aug 23Sep 23Okt 23Nov 23

1) Enthalten sind Personen mit der Staatsangehörigkeit Afghanistan, Eritrea, Irak, Iran, Nigeria, Pakistan, Somalia und Syrien.

Daten zu Leistungen nach dem SGB II nach einer Wartezeit von 3 Monaten.

*) Aus Gründen der statistischen Geheimhaltung werden Zahlenwerte von 1 oder 2 und Daten, aus denen rechnerisch auf einen solchen Zahlenwert geschlossen werden kann, anonymisiert. Darüber hinaus unterliegen Informationen der Grundsicherungsstatistik auch der statistischen Geheimhaltung, wenn sie sich nur auf 1 oder 2 
Bedarfsgemeinschaften beziehen. In Fällen, in denen Werte von Null eine Information über den Merkmalsträger offen legen, werden auch diese Nullwerte anonymisiert.

Dez 24 Jun 24Okt 24 Aug 24Sep 24Nov 24 Dez 23Jan 24Feb 24Apr 24Mai 24
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Übergreifende Statistik

Jobcenter Erlangen, Stadt
Zeitreihen

Daten zu Leistungen nach dem SGB II nach einer Wartezeit von 3 Monaten.

© Statistik der Bundesagentur für Arbeit

Integrationen nach § 48a SGB II - Personengruppen

Erstellungsdatum: 02.04.2025, Statistik-Service Südost, Auftragsnummer 344992
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Förderstatistik

Teilnehmende in ausgewählten arbeitsmarktpolitischen Instrumenten mit Kostenträgerschaft im Rechtskreis SGB II und andere Förderungen
Jobcenter Erlangen, Stadt (Gebietsstand März 2025)
Dezember 2024, Datenstand: März 2025

Endgültige Werte zur Förderung stehen erst nach einer Wartezeit von drei Monaten fest.
Die regionale Zuordnung der Teilnehmer erfolgt nach dem Wohnortprinzip.

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

Aktivierung und berufliche Eingliederung, dar. 72                          74                          80                          18,0                       19,4                       29,0                       53                          26,2                     520                        24,1                       
Vermittlungsbudget - - - x x x 29                          11,5                     276                        12,2                       

Berufswahl und Berufsausbildung1) * 3                            3                            - 33,3                     - - - x * 50,0                       
Berufliche Weiterbildung 9                            11                          10                          - 47,1                     - 42,1                     - 41,2                     * - 19                          - 17,4                     
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 9                            11                          13                          - 10,0                     - 21,4                     8,3                         * - 33,3                   30                          - 23,1                     
besondere Maßnahmen zur Teilhabe von Menschen mit Behinderungen 5                            5                            5                            - 16,7                     - - - - 100,0                 * - 57,1                     
Beschäftigung schaffende Maßnahmen 29                          27                          28                          26,1                       22,7                       40,0                       * 100,0                   53                          43,2                       
Freie Förderung / Sonstige Förderung2) * 4                            4                            - 33,3                       33,3                       - x 3                            - 25,0                     
Summe der Instrumente mit Einmalleistungen3) 129                        135                        143                        4,9                         5,5                         17,2                       58                          20,8                     631                        18,8                       
Summe der Instrumente ohne Einmalleistungen3) 129                        135                        143                        4,9                         5,5                         17,2                       29                          31,8                     355                        24,6                       
nachrichtlich: Bestand an gemeldeten Personen an Integrationskursen und 
Berufsbezogener Deutschsprachförderung4) 175                        198                        206                        12,9                       - 7,0                       - 4,6                       x x x x

Aktivierung und berufliche Eingliederung, dar. 24                          27                          24                          14,3                       22,7                       20,0                       29                          163,6                   262                        33,7                       
Vermittlungsbudget - - - x x x 16                          100,0                   160                        26,0                       

Berufswahl und Berufsausbildung1) * 3                            3                            - * * - x * -
Berufliche Weiterbildung 4                            3                            3                            - 33,3                     - 50,0                     - 40,0                     * x 7                            - 30,0                     
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 5                            6                            9                            - - 25,0                     28,6                       * - 20                          11,1                       
besondere Maßnahmen zur Teilhabe von Menschen mit Behinderungen * * * - 33,3                     - 33,3                     - 33,3                     - x - - 100,0                   
Beschäftigung schaffende Maßnahmen 19                          18                          18                          18,8                       28,6                       28,6                       * 100,0                   44                          57,1                       
Freie Förderung / Sonstige Förderung2) - * * x x x - x * x
Summe der Instrumente mit Einmalleistungen3) 56                          60                          60                          5,7                         9,1                         17,6                       34                          142,9                   337                        30,1                       
Summe der Instrumente ohne Einmalleistungen3) 56                          60                          60                          5,7                         9,1                         17,6                       18                          200,0                   177                        34,1                       
nachrichtlich: Bestand an gemeldeten Personen an Integrationskursen und 
Berufsbezogener Deutschsprachförderung4) 74                          85                          82                          85,0                       63,5                       57,7                       x x x x

Aktivierung und berufliche Eingliederung, dar. 48                          47                          56                          20,0                       17,5                       33,3                       24                          - 22,6                   258                        15,7                       
Vermittlungsbudget - - - x x x 13                          - 27,8                   116                        - 2,5                       

Berufswahl und Berufsausbildung1) - - - - 100,0                   - 100,0                   - 100,0                   - x * x
Berufliche Weiterbildung 5                            8                            7                            - 54,5                     - 38,5                     - 41,7                     - - 100,0                 12                          - 7,7                       
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 4                            5                            4                            - 20,0                     - 16,7                     - 20,0                     - - 100,0                 10                          - 52,4                     
besondere Maßnahmen zur Teilhabe von Menschen mit Behinderungen * * * - 50,0                       50,0                       - - 100,0                 * 50,0                       
Beschäftigung schaffende Maßnahmen 10                          9                            10                          42,9                       12,5                       66,7                       - x 9                            -
Freie Förderung / Sonstige Förderung2) * * * - - - - x * - 75,0                     
Summe der Instrumente mit Einmalleistungen3) 73                          75                          83                          4,3                         2,7                         16,9                       24                          - 29,4                   294                        8,1                         

Summe der Instrumente ohne Einmalleistungen3) 73                          75                          83                          4,3                         2,7                         16,9                       11                          - 31,3                   178                        16,3                       
nachrichtlich: Bestand an gemeldeten Personen an Integrationskursen und 
Berufsbezogener Deutschsprachförderung4) 101                        113                        124                        - 12,2                     - 29,8                     - 24,4                     x x x x

© Statistik der Bundesagentur für Arbeit 

1) Ohne Ergebnisse zu Teilnahmen an Berufsorientierungsmaßnahmen nach § 48 SGB III
2) Ohne kommunale Eingliederungsleistungen (kEl) und Bürgergeldbonus (BüBo)
3) Die Einmalleistungen umfassen: Förderung aus dem Vermittlungsbudget, Vermittlung in sv-pfl. Beschäftigung, Arbeitshilfen für Menschen mit Behinderungen, Beschaffung von Sachgütern im Rahmen von Leistungen zur Eingliederung von Selbständigen, überwiegend Einzelfallförderung Reha, Einmall. zur Freien Förderung 
SGB II

Bestand Zugang / Eintritte / Bewilligungen

Dezember 2024 November 2024 Oktober 2024

Veränderung
gg.

Vorjahres-
monat in %

(Sp. 1)

Veränderung
gg.

Vorjahres-
monat in %

(Sp. 2)

Veränderung
gg.

Vorjahres-
monat in %

(Sp. 3)

im Berichtsmonat seit Jahresbeginn

Dezember 2024

Veränderung
gg.

Vorjahres-
monat in %

JS bis Dezember 
2024

Veränderung
gg.

Vorjahres-
wert in %

*) Aus Datenschutzgründen und Gründen der statistischen Geheimhaltung werden Zahlenwerte von 1 oder 2 und Daten, aus denen rechnerisch auf einen solchen Zahlenwert geschlossen werden kann, anonymisiert.

Erstellungsdatum: 02.04.2025, Statistik-Service Südost, Auftragsnummer 344992

Geschlecht Instrumente der Arbeitsmarktpolitik

Frauen

Männer

Insgesamt
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Kennzahlen nach § 48a SGB II

Stand: 31.03.2023

Methodische Hinweise zu Kennzahlen nach § 48a SGB II

Leistungen zum Lebensunterhalt (LLU)
Die Summe der Leistungen zum Lebensunterhalt (LLU), die für die Kennzahl „Veränderung der Summe der Leistungen
zum Lebensunterhalt (ohne Leistungen für Unterkunft und Heizung)“ ermittelt wird, setzt sich gemäß § 4 Abs. 1 der RVO
zu § 48a SGB II aus den folgenden vom Bund finanzierten Leistungsarten zusammen:
 - Regelbedarf für erwerbsfähige Leistungsberechtigte (§ 20 SGB II, vor 2023: Arbeitslosengeld II)
 - Regelbedarf für nicht erwerbsfähige Leistungsberechtigte (vor 2023: Sozialgeld) und Mehrbedarfe (§ 23 SGB II)
 - Mehrbedarfe (§ 21 SGB II)
 - Einmalleistungen (§ 24 Abs. 1 SGB II)

Leistungen für Unterkunft und Heizung (LUH)
Die Summe der Leistungen für Unterkunft und Heizung (LUH), die der Ergänzungsgröße „Veränderung der Summe der
Leistungen für Unterkunft und Heizung“ zugrunde liegt, setzt sich gemäß § 4 Abs. 2 der RVO zu § 48a SGB II aus den
folgenden kommunal finanzierten Leistungen nach § 22 SGB II zusammen:
 - Leistungen für Unterkunft und Heizung (§ 22 Abs. 1 SGB II)
 - Aufwendungen für Instandhaltung und Reparatur bei selbstgenutztem Wohneigentum (§ 22 Abs. 2 SGB II)
 - Wohnungsbeschaffungskosten und Umzugskosten sowie Mietkaution (§ 22 Abs. 6 SGB II)
 - Mietschulden (§ 22 Abs. 8 SGB II)

Leistungsanspruch
Der Leistungsanspruch beschreibt das Ergebnis der Bedürftigkeitsprüfung durch die Träger der Grundsicherung. Es ist
der grundsätzliche Zahlbetrag, auf den Leistungsberechtigte Anspruch haben. Er ergibt sich aus dem Bedarf von
Leistungsberechtigten abzüglich aller anrechenbarer Einkommen. Als Rechtsfolge bei Pflichtverletzungen und
Meldeversäumnissen können Leistungsminderungen den Leistungsanspruch verringern. Nach Abzug relevanter
Leistungsminderungen spricht man vom Zahlungsanspruch. Es ist der Betrag der den Leistungsberechtigten tatsächlich
ausgezahlt wird. 
Wenn keine Leistungsminderung vorliegt, dann sind Leistungsanspruch und Zahlungsanspruch identisch.
Für die Kennzahlen „Veränderung der Summe der Leistungen zum Lebensunterhalt (ohne Leistungen für Unterkunft und
Heizung)“ bzw. „Veränderung der Summe der Leistungen für Unterkunft und Heizung“ wird der Leistungsanspruch
verwendet.

Bewegungen ELB
Bei den Kennzahlen nach § 48a SGB II werden Bewegungen in die bzw. aus der Gruppe der erwerbsfähigen
Leistungsberechtigten (ELB) gezählt. ELB sind regelleistungsberechtigt, mindestens 15 Jahre alt und unterhalb der
Regelaltersgrenze. Zugänge in bzw. Abgänge aus der Personengruppe der ELB können sich demnach zum einen aus
Bewegungen in bzw. aus dem Regelleistungsbezug ergeben (zum Beispiel Zu- und Abgänge aus Hilfebedürftigkeit, Zu-
und Abgänge aus anderen SGB-II-Personengruppen wie Kinder ohne individuellen Leistungsanspruch), zum anderen
können sich aber auch altersbedingte Zugänge ergeben, wenn eine regelleistungsberechtigte, nicht erwerbsfähige Person
die Altersgrenze von 15 Jahren erreicht.
Im Unterschied dazu werden in der Standardberichterstattung der Grundsicherungsstatistik SGB II Bewegungen in den
bzw. aus dem Regelleistungsbezug berücksichtigt.
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Kennzahlen nach § 48a SGB II

Stand: 31.03.2023

Methodische Hinweise zu Kennzahlen nach § 48a SGB II

Erwerbsfähige Leistungsberechtigte (ELB)
Die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten (ELB) stehen im Mittelpunkt der Kennzahlen nach § 48a SGB II.
Als ELB gelten gemäß § 7 SGB II Personen, die
 - das 15. Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach § 7a SGB II noch nicht erreicht haben,
 - erwerbsfähig sind,
 - hilfebedürftig sind und
 - ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben.
Als erwerbsfähig gilt gemäß § 8 SGB II, wer nicht durch Krankheit oder Behinderung auf absehbare Zeit außerstande ist,
unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarkts mindestens drei Stunden täglich erwerbstätig zu sein.
Innerhalb der Grundsicherungsstatistik nach dem SGB II werden Personen nur dann als ELB ausgewiesen, wenn sie
Bürgergeld für ELB (vor 2023: Arbeitslosengeld II) beziehen. Ihr Arbeitsvermittlungsstatus (arbeitslos, nichtarbeitslos
arbeitsuchend, nichtarbeitsuchend) ist für die Zählung nicht relevant.

Langzeitleistungsbeziehende (LZB)
Langzeitleistungsbeziehende (LZB) gemäß den Kennzahlen nach § 48a SGB II sind erwerbsfähige Leistungsberechtigte
(ELB), die in den vergangenen 24 Monaten mindestens 21 Monate ELB waren. 
Die Dauer des Leistungsbezugs wird dabei tagesgenau berechnet, das heißt Personen gelten als LZB, wenn sie in den
vergangenen 730 Tagen (= 2 * 365 Tage) mindestens 638 Tage (= 730 Tage / 24 Monate * 21 Monate) ELB waren.
Innerhalb dieses Betrachtungszeitraums werden alle bestandsrelevanten Zeiträume von Personen als ELB
bedarfsgemeinschafts- und jobcenterübergreifend aufsummiert. Sich überschneidende Zeiträume werden nur einfach
berücksichtigt, Unterbrechungs- und Ausschlussgrundzeiten werden nicht mitgezählt. Es handelt sich somit um eine
jobcenterübergreifende bisherige Netto-Gesamtdauer als ELB in den letzten 24 Monaten.

Bisherige Verweildauer
Die bisherige Verweildauer misst die Zeitspanne vom Beginn der Hilfebedürftigkeit einer Person bis zu einem bestimmten
Auswertungsstichtag. Charakteristisch für diese Betrachtung ist, dass die Hilfebedürftigkeit der Person zum Messzeitpunkt 
nicht beendet ist. Dabei werden Unterbrechungen von bis zu 31 Tagen als unschädlich bewertet und begründen keine
neue Dauerermittlung. Unterbrechungszeiten werden herausgerechnet, es handelt sich also um eine Nettodauer.
Veröffentlichungen zur bisherigen Verweildauer erfolgen immer zu den Berichtsmonaten Juni und Dezember eines
Jahres.

Kombination Langzeitleistungsbeziehende (LZB) mit der bisherigen Verweildauer
Es ist möglich, die beiden Messkonzepte LZB und bisherige Verweildauer zu kombinieren. Die Personengruppe der LZB
wird dabei nach Dauerklassen der bisherigen Verweildauer im SGB II differenziert. Die Kombination der beiden
Dauermessungen kann unerwartete Fallkonstellationen zur Folge haben:
- Es gibt LZB, die im Messkonzept der bisherigen Verweildauer eine Dauer von weniger als 21 Monaten aufweisen. Dies

ist dann der Fall, wenn die Person eine Nettogesamtdauer in den letzten 24 Monaten von mindestens 21 Monaten hat
(Identifizierung als LZB), in dieser Zeitspanne aber eine Unterbrechung von mehr als 31 Tagen vorliegt.
- Daneben gibt es Personen, die am ersten Tag ihres Zugangs in den Hilfebezug sofort als LZB zählen und auch sofort

eine sehr lange bisherige Verweildauer aufweisen. Dies ist dann der Fall, wenn die Person in den letzten 24 Monaten
bereits eine Nettogesamtdauer von mindestens 21 Monaten mitbringt (Identifizierung als LZB) und wenn der letzte
Vorbezug als ELB maximal 31 Tage zurückliegt.

Integrationen
Integrationen gemäß den Kennzahlen nach § 48a SGB II liegen vor, wenn erwerbsfähige Leistungsberechtigte (ELB)
 - sozialversicherungspflichtige Beschäftigungen,
 - vollqualifizierende berufliche Ausbildungen oder
 - selbständige Erwerbstätigkeiten aufnehmen.
Umfang und Dauer dieser Tätigkeit sowie der Arbeitsvermittlungsstatus der ELB sind für die Zählung einer Integration
unerheblich. Zudem ist irrelevant, ob durch die Aufnahme der Erwerbstätigkeit der Leistungsbezug tatsächlich beendet
wird.
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Kennzahlen nach § 48a SGB II

Stand: 31.03.2023

Methodische Hinweise zu Kennzahlen nach § 48a SGB II

Integration in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung
Bei den Integrationen in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung handelt es sich um eine Untergröße der
Integrationen nach § 48a SGB II. Bei dieser Größe ist es unerheblich, wie hoch die wöchentliche Arbeitszeit ist und ob die
Beschäftigung durch Beschäftigung begleitende Leistungen gefördert wird. Mehrere geringfügige Beschäftigungen, die
zusammen die Grenze der Sozialversicherungspflicht überschreiten, begründen ebenfalls eine Integration in
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung.

Bei Verbleib im Regelleistungsbezug SGB II
Innerhalb der Grundsicherungsstatistik SGB II können Personen auf ihren Verbleib im Regelleistungsbezug SGB II
nachverfolgt werden. Ausgehend von einer Startkohorte – zum Beispiel die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten mit
einer Integration in einem Jobcenter X im Monat Y – werden diese Personen dahingehend überprüft, ob sie an einem
späteren statistischen Stichtag im Regelleistungsbezug SGB II sind oder nicht.
Merkmale von Personen in Verbleibsanalysen beziehen sich stets auf die Merkmalsausprägungen der betrachteten
Personen zum Startzeitpunkt. Spätere Änderungen der Merkmalsausprägungen können in den Verbleibsanalysen nicht
abgebildet werden.

Bedarfsdeckende Integrationen
Bedarfsdeckende Integrationen geben wieder, ob erwerbsfähige Leistungsberechtigte (ELB) nach einer Integration den
Leistungsbezug beenden können. Dazu wird mittels Verbleibsmessung untersucht, ob Personen, für die eine Integration
gemessen wurde, drei Monate später noch im Regelleistungsbezug nach dem SGB II sind. Dieser zeitliche Abstand ist
notwendig, da Einkommen aus Erwerbsarbeit üblicherweise zeitlich verzögert nach dem Arbeitsbeginn zufließt.
Zu beachten ist, dass diesem Messmodell keine eindeutige Kausalität zwischen Aufnahme einer Beschäftigung und
Beendigung des Leistungsbezuges zugrunde liegen kann. Der Leistungsbezug kann auch aus anderen Gründen geendet
haben. Beispiele hierfür sind die Erzielung eines anderweitigen anzurechnenden Einkommens, die Änderung der
Zusammensetzung der Bedarfsgemeinschaft oder aber auch die Beschäftigungsaufnahme einer anderen Person in der
Bedarfsgemeinschaft.
Bedarfsdeckende Integrationen können zudem nicht zwangsläufig als dauerhafte Beschäftigungen interpretiert werden:
Die Beschäftigung kann bis zum Zeitpunkt drei Monate nach der Integration schon beendet worden sein. Sie müssen
auch nicht unbedingt dauerhaft bedarfsdeckend sein: Möglicherweise wird das Erwerbseinkommen nur kurzzeitig erzielt
und der Abgang aus dem Leistungsbezug gelingt nur für kurze Zeit.

Verbleib in sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung 
Über einen Personenabgleich mit den Informationen aus der Beschäftigungsstatistik (BST) kann für Personen, die in der
Grundsicherungsstatistik SGB II erfasst sind, der Verbleib in der BST ermittelt werden. Ausgehend von einer Startkohorte
– zum Beispiel die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten mit einer Integration in einem Jobcenter X im Monat Y – werden
diese Personen dahingehend überprüft, ob an einem späteren statistischen Stichtag eine sozialversicherungspflichtige
Beschäftigungsmeldung (svB) vorliegt oder nicht. Auch wenn zum Verbleibszeitpunkt eine svB vorliegt, bedeutet das nicht
zwangsläufig, dass die Person keine Leistungen nach dem SGB II bezieht. 
Merkmale von Personen in Verbleibsanalysen beziehen sich stets auf die Merkmalsausprägungen der betrachteten
Personen zum Startzeitpunkt. Spätere Änderungen der Merkmalsausprägungen können in den Verbleibsanalysen nicht
abgebildet werden.
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Kennzahlen nach § 48a SGB II

Stand: 31.03.2023

Methodische Hinweise zu Kennzahlen nach § 48a SGB II

Kontinuierliche Beschäftigung nach Integration
Eine kontinuierliche Beschäftigung nach Integration gemäß den Kennzahlen nach § 48a SGB II liegt vor, wenn eine
Person eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung aufnimmt und an jedem der sechs auf den Integrationsmonat
folgenden Monatsstichtage sozialversicherungspflichtig beschäftigt ist. Dabei ist es unerheblich, ob es sich jeweils um
dasselbe Beschäftigungsverhältnis handelt oder ob es Unterbrechungen der Beschäftigung zwischen den betrachteten
Monatsstichtagen gibt. Eine kontinuierliche Beschäftigung nach Integration ist nicht zwangsläufig mit der Überwindung der
Hilfebedürftigkeit verbunden. Die Messung erfolgt über eine Verknüpfung mit der Beschäftigungsstatistik, weshalb eine
Wartezeit von sechs Monaten nach dem letzten berücksichtigten Stichtag notwendig ist. Das Vorliegen einer
kontinuierlichen Beschäftigung wird demzufolge zwölf Monate nach dem Integrationsereignis festgestellt.

Eintritte in öffentlich geförderte Beschäftigung
Eintritte in öffentlich geförderte Beschäftigung gemäß den Kennzahlen nach § 48a SGB II liegen vor, wenn erwerbsfähige
Leistungsberechtigte (ELB) eine der folgenden Maßnahmen beginnen:
 - Arbeitsgelegenheiten (§ 16d SGB II)
 - Teilhabe am Arbeitsmarkt (§ 16i SGB II)
Zu früheren Berichtszeitpunkten wurden andere – jetzt nicht mehr relevante – öffentlich geförderte Beschäftigungen
berücksichtigt. Der Arbeitsvermittlungsstatus der ELB ist für die Zählung unerheblich.

Weitere Informationen
Weitere Informationen zu den Kennzahlen nach § 48a SGB II finden Sie im Internet unter:
https://www.sgb2.info/DE/Kennzahlen/Hilfe-Erlaeuterungen/hilfe-erlaeuterungen.html
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Kennzahlen nach § 48a SGB II

Stand: 31.03.2023

Methodische Hinweise zu speziellen Integrationsquoten

Allgemeines
Gemäß § 48a SGB II und der Rechtsverordnung zu § 48a SGB II werden die Träger der Grundsicherung für
Arbeitsuchende anhand von Kennzahlen miteinander verglichen. Für die Erstellung der Kennzahlen und der
dazugehörigen Ergänzungsgrößen ist die Statistik der Bundesagentur für Arbeit verantwortlich. Die Kennzahlen und
Ergänzungsgrößen werden im Rahmen der allgemeinen Auswertungsmodelle der Grundsicherungsstatistik ermittelt.

Definitionen
Eine zentrale Größe im System der Kennzahlen und Ergänzungsgrößen ist die „Integrationsquote von erwerbsfähigen
Leistungsberechtigten (ELB)“, die sogenannte Kennzahl „K2“ nach RVO zu § 48a SGB II1). Daneben gibt es auch
Integrationsquoten für Teilgruppen der ELB wie z. B. die „Integrationsquote von Alleinerziehenden“ (Ergänzungsgröße
„K2E4“). 
Analog dazu werden außerhalb des Systems der Kennzahlen nach § 48a SGB II noch weitere Integrationsquoten nach
weiteren Personenmerkmalen und/oder Typen von Bedarfsgemeinschaften (BG) ermittelt, z. B.:  

• „Integrationsquote von arbeitslosen ELB“ oder „Integrationsquote von Erziehenden in Partner-BG mit Kindern“ (vgl.
Faktenblatt „Gleichstellung im SGB II“)

• „Integrationsquote von ELB in Partner-BG mit Kindern, in denen beide Erziehende arbeitslos sind“ (vgl. BA-Strategie
2025: Reduzierung der Langzeitarbeitslosigkeit und der Hilfebedürftigkeit – Teilinitiative „Auf Bedarfsgemeinschaften mit
Kindern fokussieren“)

Integrationsquoten
Die sogenannte Kennzahl „K2“ nach RVO zu § 48a SGB II ist definiert als:

Im Zähler steht die Summe der Integrationen im Bezugsmonat und den vorangegangenen elf Monaten. 
Der Nenner enthält den durchschnittlichen Bestand an ELB im Vormonat und den vorangegangenen elf Monaten. 
Der Grund für die unterschiedlichen Zeitbezüge ist folgender: Zur Erstellung aussagefähiger Quoten ist es notwendig,
dass als Grundmenge der ELB-Bestand verwendet wird, aus dem sich Integrationen ergeben können. Daher wird für die
Berechnung im Nenner der ELB-Bestand des Vormonats verwendet.

Integrationsquoten für Teilgruppen der ELB sind genauso konstruiert, beziehen sich jedoch auf die entsprechenden
Teilgruppen der ELB. So ist die oben beispielhaft genannte Größe „Integrationsquote von ELB in Partner-BG mit Kindern,
in denen beide Erziehende arbeitslos sind“ analog definiert als:

Dabei sind ELB Personen im Alter zwischen 15 Jahren und der Altersgrenze nach § 7a SGB II mit einem Anspruch auf
Bürgergeld für ELB (vor 2023: Arbeitslosengeld II). Als Integrationen gelten alle Aufnahmen von
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungen, voll qualifizierenden beruflichen Ausbildungen oder selbständigen
Erwerbstätigkeiten – unabhängig davon, ob die Hilfebedürftigkeit durch die Erwerbstätigkeit beendet wird oder ob sich der
Arbeitsvermittlungsstatus (arbeitslos, nicht arbeitslos arbeitsuchend, nicht arbeitsuchend) durch die Erwerbstätigkeit
ändert.

𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼 =
𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆 𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑 𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼 𝑖𝑖𝑖𝑖 𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑 𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣 𝑧𝑧𝑧𝑧𝑧𝑧𝑧𝑧𝑧 𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀

𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷 𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵 𝑎𝑎𝑎𝑎 𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸 𝑖𝑖𝑖𝑖 𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑 𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣 𝑧𝑧𝑧𝑧𝑧𝑧𝑧𝑧𝑧 𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀

𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼 𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣 𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸 𝑖𝑖𝑖𝑖 𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃−𝐵𝐵𝐵𝐵 𝑚𝑚𝑚𝑚𝑚𝑚 𝐾𝐾𝐾𝐾𝐾𝐾𝐾𝐾𝐾𝐾𝐾𝐾𝐾𝐾, 𝑖𝑖𝑖𝑖 𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑 𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏 𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸 𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎 𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠

=
𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆𝑆 𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑 𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼𝐼 𝑖𝑖𝑖𝑖 𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑 𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣 𝑧𝑧𝑧𝑧𝑧𝑧𝑧𝑧𝑧 𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀

𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷𝐷 𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵𝐵 𝑎𝑎𝑎𝑎 𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸 𝑖𝑖𝑖𝑖 𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑 𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣𝑣 𝑧𝑧𝑧𝑧𝑧𝑧𝑧𝑧𝑧 𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀𝑀

𝑗𝑗𝑗𝑗𝑗𝑗𝑗𝑗𝑗𝑗𝑗𝑗𝑗𝑗 𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏 𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎 𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑 𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸 𝑖𝑖𝑖𝑖 𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃𝑃−𝐵𝐵𝐺𝐺 𝑚𝑚𝑚𝑚𝑚𝑚 𝐾𝐾𝐾𝐾𝐾𝐾𝐾𝐾𝐾𝐾𝐾𝐾𝐾𝐾,
𝑖𝑖𝑖𝑖 𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑𝑑 𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏𝑏 𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸 𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎𝑎 𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠𝑠
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Kennzahlen nach § 48a SGB II

Stand: 31.03.2023

Methodische Hinweise zu speziellen Integrationsquoten

Interpretationshinweis
Bei Integrationsquoten von Teilgruppen der ELB treten erklärungsbedürftige Werte von z. B. über 100 % auf. Dies ist vor
allem auf die unterschiedliche Rechenlogik der Komponenten zurückzuführen. Im Zähler steht die Summe von
Integrationen von ELB der benannten Personengruppe über zwölf Monate. Im Nenner steht der durchschnittliche 
Bestand o. g. ELB in zwölf Monaten. ELB, die für einen Monat im Bestand waren und in diesem Monat eine Integration
hatten, gehen in die Quote im Zähler mit einer 1 ein, im Nenner aber nur mit 1/12.
Sehr hohe Integrationsquoten treten insbesondere dann auf, wenn Teilgruppen der ELB mit hoher Fluktuation abgebildet
werden. Das ist zum Beispiel bei der „Integrationsquote von ELB in Partner-BG mit Kindern, in denen beide Erziehende
arbeitslos sind“ der Fall. Bei der betrachteten Personengruppe ist zwar die Anzahl im monatlichen Bestand relativ stabil,
der Austausch der Personen innerhalb dieser Gruppe ist aber sehr hoch. Wenn eine arbeitslose Person integriert wird,
dann zählt sie im nächsten Monat nicht mehr zum Bestand der arbeitslosen ELB (auch wenn sie weiterhin ELB bleibt).
Dasselbe gilt dann auch für den/die Partner/in, denn die Bedingung, dass beide arbeitslos sind, ist dann nicht mehr erfüllt.
Somit ist der Jahresdurchschnittswert deutlich kleiner als die Summe aller Personen, die mindestens einmal im Jahr im
Bestand dieser Personengruppe waren. Eine höhere Fluktuation entsteht auch durch eine größere Arbeitsmarktnähe
einer Teilgruppe. Ein Beispiel hierfür sind die Aufstocker, d. h. ELB, die neben Grundsicherungsleistungen nach dem SGB
II auch Arbeitslosengeld nach dem SGB III beziehen.

1) Im Detail nachzulesen in den "Detailbeschreibungen" zu den Kennzahlen nach § 48a SGB II unter:
https://www.sgb2.info/
-> Kennzahlen -> Hilfe und Erläuterungen -> Materialien und Downloads
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Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II)

Stand: 26.10.2023

Methodische Hinweise zur Erwerbstätigkeit von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten

Erwerbstätige erwerbsfähige Leistungsberechtigte

Erwerbstätige erwerbsfähige Leistungsberechtigte – oder kurz: erwerbstätige ELB – sind erwerbsfähige
Regelleistungsberechtigte in der Grundsicherung für Arbeitsuchende, die zugleich über zu berücksichtigendes
Einkommen aus abhängiger Erwerbstätigkeit (Bruttoeinkommen) und/oder über verfügbares Einkommen aus
selbständiger Tätigkeit (Betriebsgewinn) verfügen.

Abhängig erwerbstätige ELB – Differenzierung nach Einkommensgrößenklassen
Die Teilgruppe der abhängig erwerbstätigen ELB wird in der Berichterstattung unter anderem nach der Höhe
des zu berücksichtigenden Einkommens aus Erwerbstätigkeit differenziert. Hierfür werden die folgenden
Bruttoentgeltgrenzen verwendet: 
Bis zur Geringfügigkeitsgrenze
Beschäftigungen mit einem zu berücksichtigenden Einkommen bis zur Grenze für geringfügig entlohnte
Beschäftigungen (Minijob); hier zahlt im Regelfall der Arbeitgeber die Sozialabgaben pauschaliert
• bis zum 31.12.2012: bis 400,00 Euro
• bis zum 30.09.2022: bis 450,00 Euro
• seit 01.10.2022: bis 520,00 Euro 
Im Übergangsbereich
Beschäftigungen mit einem zu berücksichtigenden Einkommen in den Grenzen des Übergangsbereichs (Midi-
Job, Gleitzone); die Arbeitnehmer zahlen einen ermäßigten Beitragsanteil am
Gesamtsozialversicherungsbeitrag
• bis zum 31.12.2012: 400,01 bis 800,00 Euro
• bis zum 30.06.2019: 450,01 bis 850,00 Euro
• bis zum 30.09.2022: 450,01 bis 1.300,00 Euro
• bis zum 31.12.2022: 520,01 bis 1.600,00 Euro 
• seit 01.01.2023: 520,01 bis 2.000,00 Euro   
Über dem Übergangsbereich
Beschäftigungen mit einem zu berücksichtigenden Einkommen über der Grenze des Übergangsbereichs; es
handelt sich um Beschäftigungsverhältnisse, die nach der Höhe des Einkommens regulär
sozialversicherungspflichtig sind/wären
• bis zum 31.12.2012: ab 800,01 Euro
• bis zum 30.06.2019: ab 850,01 Euro
• bis zum 30.09.2022: ab 1.300,01 Euro
• bis zum 31.12.2022: ab 1.600,01 Euro 
• seit 01.01.2023: ab 2.000,01 Euro 

Abhängig erwerbstätige ELB – Differenzierung nach Merkmalen der Beschäftigungsstatistik 
Über eine integrierte Auswertung der Grundsicherungsstatistik SGB II mit der Beschäftigungsstatistik werden diejenigen
abhängig erwerbstätigen ELB identifiziert, die zum Betrachtungszeitpunkt sozialversicherungspflichtig oder ausschließlich
geringfügig beschäftigt sind. Für diese „beschäftigten ELB" können dadurch ergänzende Strukturinformationen gewonnen
werden, z. B. zur Arbeitszeit, dem Wirtschaftszweig, dem Beruf oder der Ausbildung.

Selbständig erwerbstätige ELB 
Selbständig erwerbstätige ELB werden anhand ihres verfügbaren Erwerbseinkommens bzw. Betriebsgewinns identifiziert.
Der Betriebsgewinn ist eine verlässliche Größe, die datenquellenübergreifende Vergleiche ermöglicht. Eine
Differenzierung nach der Höhe des Betriebsgewinns ist ebenfalls möglich. Dagegen zeigen statistische Analysen, dass
die Betriebseinnahmen über die Datenquellen hinweg uneinheitlich erfasst und übermittelt werden, weshalb hierfür keine
statistischen Ergebnisse ausgewiesen werden. 
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Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II)

Stand: 26.10.2023

Methodische Hinweise zur Erwerbstätigkeit von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten

Datengrundlagen und Datenverfügbarkeit
Die Statistik der Grundsicherung für Arbeitsuchende basiert auf Prozessdaten der Jobcenter, also auf den Daten der IT-
Verfahren zur Gewährung der Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II.
In den gemeinsamen Einrichtungen (gE) wird das Fachverfahren ALLEGRO eingesetzt, das seit Juli 2015 das
Altverfahren A2LL vollständig abgelöst hat.
Zugelassene kommunale Träger (zkT) verwenden eigene IT-Verfahren und übermitteln ihre Einzeldaten gemäß § 51b
SGB II über den vereinbarten Datenstandard XSozial-BA-SGB II. Eine zuverlässige Differenzierung nach Einkommen aus
Erwerbstätigkeit ist für gE ab dem Berichtsmonat Januar 2007, für zkT ab Juni 2009 möglich. Fehlende oder
unvollständige Informationen werden ab der Ebene der Bundesländer durch ein lineares Hochrechnungsverfahren
ausgeglichen.
Auswertungen aus der Grundsicherungsstatistik SGB II werden grundsätzlich auf Basis der Daten mit einer Wartezeit von
drei Monaten vorgenommen. Auswertungen für erwerbstätige ELB nach Merkmalen der Beschäftigungsstatistik haben
eine Wartezeit von sechs Monaten.
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Statistik der gemeldeten erwerbsfähigen Personen

Stand: 02.11.2023

Methodischer Hinweis zu Grundlagen zu den gemeldeten erwerbsfähigen Personen (geP)
und den statusrelevanten Lebenslagen
Was sind gemeldete erwerbsfähige Personen?
Die bei einer Agentur für Arbeit oder einem Jobcenter gemeldeten erwerbsfähigen Personen bestehen aus drei
Teilgruppen, die sich in zwei größere Gruppen zusammenfassen lassen:

Bei der ersten Teilgruppe handelt es sich um die arbeitslosen Arbeitsuchenden (ALO) bzw. Arbeitslosen, die in § 16
SGB III definiert werden. Sie müssen bestimmte Voraussetzungen erfüllen: u. a. Arbeitsuche, Beschäftigungslosigkeit,
Verfügbarkeit und Meldung.

Die zweite Teilgruppe sind die nichtarbeitslosen Arbeitsuchenden (NALO). Diese Personen sind zwar ebenfalls
Arbeitsuchende, sie sind aber entweder beschäftigt, aus anderen Gründen nicht unmittelbar verfügbar oder gelten nach
gesetzlicher Vorgabe nicht als arbeitslos. Kurz: Sie suchen mit Unterstützung der Agentur für Arbeit oder des Jobcenters
eine Beschäftigung (§ 15 Satz 2 und 3 SGB III), erfüllen aber nicht alle Voraussetzungen, um als arbeitslos gezählt zu
werden. In diese Gruppe fallen bspw. arbeitsuchende Personen, die sich nur arbeitsuchend aber nicht arbeitslos melden,
kurzfristig erkrankt sind, an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen teilnehmen, sich aus einer Beschäftigung heraus
frühzeitig arbeitsuchend melden oder zwar beschäftigt sind, aber ergänzende Grundsicherungsleistungen beziehen.

Bei der dritten Teilgruppe handelt es sich um die Nichtarbeitsuchenden (nasu geP), die nur eine Beratung wünschen
bzw. aktuell keine Arbeit suchen müssen, obwohl sie bei einer Agentur für Arbeit oder einem Jobcenter betreut werden.
Bei letzteren handelt es sich bspw. um Personen, denen nach § 10 SGB II keine Arbeit zumutbar ist, weil sie z. B. Kinder
oder Angehörige betreuen oder eine Schule besuchen. Auch Personen, die längerfristig arbeitsunfähig sind,
vorruhestandsähnliche Regelungen in Anspruch nehmen oder an einer längeren Qualifikationsmaßnahme teilnehmen,
fallen in diese Teilgruppe.

Wie in der Abbildung dargestellt, können diese drei Teilgruppen zu zwei größeren Gruppen zusammengefasst werden:
Den in § 15 Satz 2 und 3 SGB III definierten Arbeitsuchenden (ASU), also Personen, die eine Beschäftigung als
Arbeitnehmer/in suchen und den Nichtarbeitslosen (nalo geP). Welche dieser beiden Gruppen im Fokus steht, ist
abhängig von der konkreten Fragestellung.
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Statistik der gemeldeten erwerbsfähigen Personen

Stand: 02.11.2023

Methodischer Hinweis zu Grundlagen zu den gemeldeten erwerbsfähigen Personen (geP)
und den statusrelevanten Lebenslagen
Was sind statusrelevante Lebenslagen und was bilden sie ab?
Der statistische Nachweis der „statusrelevanten Lebenslage“ soll erklären, warum eine gemeldete erwerbsfähige Person
nicht als arbeitslos gezählt wird, und ermöglicht es, den Status der Nichtarbeitslosen (nalo geP) und ihrer Teilgruppen
differenzierter darzustellen. Sie basieren auf erwerbsbiografischen Informationen, also auf Lebenslaufabschnitten,
Maßnahmeteilnahmen und anderen statusrelevanten Kundendaten, die in den Vermittlungssystemen erfasst wurden.

Für eine Person können gleichzeitig mehrere Informationen zu Lebenslauf und Maßnahmen vorliegen. Bspw. kann ein
Teilnehmer an einer beruflichen Weiterbildungsmaßnahme zum Stichtag erkrankt sein. Im Rahmen der
statusrelevanten Lebenslagen wird nur die Phase mit der höchsten Relevanz für den Status am Stichtag
statistisch abgebildet:
 
Zuerst werden die gesetzlichen Sonderregelungen für Ältere (§ 53a Abs. 2 SGB II (bis 31.12.2022; jedoch
Übergangsregelung nach § 65 Abs. 8 SGB II) und § 428 SGB III (bis einschließlich März 2015)) oder die geminderte
Leistungsfähigkeit (§ 145 SGB III) identifiziert. Danach haben Lebenslaufphasen zur Erwerbstätig-keit Vorrang vor
Angaben zur Ausbildung, die wiederum Vorrang vor Nichterwerbstätigkeit und sonstigen Einträgen haben.

Somit werden Informationen aus dem Lebenslauf mit geringerer Relevanz für den Status nicht nachgewiesen, wenn
gleichzeitig eine Phase mit höherer Relevanz vorliegt. Entsprechend kann die Anzahl der ausgewiesenen Fälle im
Vergleich zu anderen Statistiken der BA geringer ausfallen. Die Arbeitslosenstatistik und damit auch die
erwerbsbiografischen Informationen für die statusrelevanten Lebenslagen werden ohne Wartezeiten ermittelt; deshalb
ergeben sich Abweichungen zu anderen Statistiken der BA.

Was sind die gemeldeten erwerbsfähigen Personen nicht?
Die gemeldeten erwerbsfähigen Personen sind – trotz Schnittmengen – nicht identisch mit den Unterbeschäftigten oder,
bezogen auf das SGB II, auch nicht mit den erwerbsfähigen Leistungsberechtigten. Aussagen über diese
Personengruppen müssen auch weiterhin über die entsprechenden Fachstatistiken getroffen werden.
 
Über die in den statusrelevanten Lebenslagen dargestellte Teilnahme an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen kann nur
ein Teil des Fördergeschehens abgebildet werden; eine vollständige Berichterstattung zum Fördergeschehen erfolgt über
die Förderstatistik.

Die Gründe für die Unterschiede liegen in den unterschiedlichen Zielen, Methoden bzw. Verarbeitungsschritten und
Datenquellen der jeweiligen Statistiken.

Was kann ausgewertet werden und ab wann?
Die gemeldeten erwerbsfähigen Personen (geP) können nur bestandsbezogen ausgewertet werden. Dabei lassen sich
die Gesamtzahl und die (Teil-)Gruppen darstellen (siehe Abbildung). Eine Differenzierung nach weiteren, bspw.
soziodemographischen Merkmalen ist wie in der Arbeitslosenstatistik möglich, sofern diese für alle (Teil-)Gruppen
in ausreichender Qualität vorliegen, wie das Alter oder die Staatsangehörigkeit. Der Status der Nichtarbeitslosen (nalo
geP) und ihrer beiden Teilgruppen kann zudem noch durch die statusrelevanten Lebenslagen genauer beschrieben
werden.

Auswertungen für Agenturen für Arbeit und Jobcenter in gemeinsamer Einrichtung sind grundsätzlich ab Januar 2008
möglich. Bei der Bestimmung der statusrelevanten Lebenslagen können einzelne erwerbsbiografische Phasen erst später
einbezogen werden, wenn die gesetzliche Regelung erst nach Januar 2008 greift; bspw. kam der § 53a Abs. 2 SGB II
erst im Januar 2009 zum Tragen. 

Auswertungen unter Einbeziehung der zugelassenen kommunalen Träger sind erst ab Januar 2011 möglich.

Wo finde ich weiterführende Informationen?
Methodenberichte im Internet:
Statistik der gemeldeten erwerbsfähigen Personen
Warum sind nicht alle erwerbsfähigen Leistungsberechtigten arbeitslos?
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Statistik der gemeldeten erwerbsfähigen Personen

Stand: 02.11.2023

Methodischer Hinweis zur Abgrenzung der gemeldeten erwerbsfähigen Personen (geP) und 
der statusrelevanten Lebenslagen von anderen Statistiken

Aufbauend auf den methodischen Hinweis „Grundlagen zu den gemeldeten erwerbsfähigen Personen (geP) und den
statusrelevanten Lebenslagen“ steht hier die Frage im Mittelpunkt, wie sich die Statistik der gemeldeten erwerbsfähigen
Personen von anderen Statistiken abgrenzt.

Stimmen die Aussagen aus der Statistik der gemeldeten erwerbsfähigen Personen und der
statusrelevanten Lebenslagen mit den Aussagen anderer Statistiken überein?

1. Verhältnis zu Teilnehmern an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen der Förderstatistik
Eine vollständige Berichterstattung über Teilnehmer an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen ist auf Basis der Statistik der
gemeldeten erwerbsfähigen Personen nicht möglich und auch nicht beabsichtigt; die Zahlen sind im Vergleich zur
Förderstatistik unterzeichnet. Gründe dafür sind die unterschiedlichen Ziele der Statistiken und die daraus folgenden
unterschiedlichen Methoden, Inhalte und Verarbeitungstechniken. Abweichungen zur Förderstatistik ergeben sich bspw.
durch die Priorisierung der erwerbsbiografischen Informationen (und darunter der Maßnahmenteilnahmen) bei der
Bestimmung der statusrelevanten Lebenslagen, durch die andere Logik der Rechtskreiszuordnung (Zuständigkeit in der
Arbeitsvermittlung statt Kostenträgerschaft) und durch die Nutzung von Daten ohne Wartezeit. 
 

Zudem gibt es auch Maßnahmeteilnehmer, die nicht als gemeldete erwerbsfähige Personen erfasst werden. Dazu zählen
Teilnehmer an Maßnahmen zur Förderung der Berufsausbildung im SGB III, die nur zur Ausbildungsvermittlung und nicht
gleichzeitig auch zur Arbeitsvermittlung gemeldet sind. Auch Personen, die in einer regulären
sozialversicherungspflichtigen oder selbständigen Beschäftigung gefördert werden, bspw. mit einem
Eingliederungszuschuss, werden nicht oder nur in den ersten Monaten der Förderung als gemeldete erwerbsfähige
Personen erfasst, sofern sie nicht weiterhin hilfebedürftig nach dem SGB II sind.

2. Vergleich zur Unterbeschäftigung
Unterbeschäftigte und gemeldete erwerbsfähige Personen sind trotz großer Schnittmengen nicht identisch. Der Großteil
der Unterbeschäftigung ist auch in der Statistik der gemeldeten erwerbsfähigen Personen berücksichtigt. Das gilt erstens
für die Arbeitslosen, die in beiden Statistiken identisch sind. Zweitens sind auch die kurzfristig Arbeitsunfähigen (<= 6
Wochen) sowie jene Personen gleichartig erfasst, welche die Regelungen der §§ 53a Abs. 2 SGB II (bis 31.12.2022;
jedoch Übergangsregelung nach § 65 Abs. 8 SGB II) oder 428 SGB III (bis einschließlich März 2015) in Anspruch
genommen haben oder an einer Fremdförderung teilnehmen. Diese Informationen sind in der Regel identisch, weil sie im
Rahmen der gemeldeten erwerbsfähigen Personen bestimmt und dann in die Unterbeschäftigungsrechnung
übernommen werden. Hier können sich aber in Einzelfällen Differenzen ergeben und zwar dann, wenn in der
Unterbeschäftigung Schätzungen durchgeführt wurden, um Unplausibilitäten auszugleichen. Da diese Schätzungen für
die statusrelevanten Lebenslagen in der Statistik der gemeldeten erwerbsfähigen Personen nicht analog durchgeführt
werden, ergeben sich Abweichungen zur Unterbeschäftigung. 

Drittens ist auch der Großteil der Maßnahmeteilnehmer, die in der Unterbeschäftigung enthalten sind, bei den gemeldeten
erwerbsfähigen Personen berücksichtigt. Allerdings werden die entsprechenden Maßnahmen, bspw. Aktivierung und
berufliche Eingliederung oder Arbeitsgelegenheiten, bei den statusrelevanten Lebenslagen der gemeldeten
erwerbsfähigen Personen nicht so differenziert dargestellt, wie es in der Unterbeschäftigung der Fall ist. Deshalb, und
wegen der unter 1. genannten Gründe, werden die Angaben zu Maßnahmeteilnehmern in der Unterbeschäftigung direkt
aus der Förderstatistik übernommen.

Daneben gibt es aber auch Komponenten der Unterbeschäftigung, die nicht in der Statistik der gemeldeten
erwerbsfähigen Personen berücksichtigt werden. Dazu gehören die geförderte Altersteilzeit (bis Dez. 2015), die
Kurzarbeit und überwiegend die geförderte Selbstständigkeit.
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Statistik der gemeldeten erwerbsfähigen Personen

Stand: 02.11.2023

Methodischer Hinweis zur Abgrenzung der gemeldeten erwerbsfähigen Personen (geP) und 
der statusrelevanten Lebenslagen von anderen Statistiken

Außerdem gibt es große Gruppen von gemeldeten erwerbsfähigen Personen, die nicht zur Unterbeschäftigung zählen,
weil ihr Problem nicht im Fehlen einer Beschäftigung liegt. Dazu gehören Personen, die sich aus einer Beschäftigung
heraus frühzeitig arbeitsuchend gemeldet haben, Beschäftigte mit ergänzendem Bezug von Grundsicherungsleistungen
und Personen, deren Problem nicht im Zusammenhang mit der Arbeitsmarktlage steht, weil sie dauerhaft arbeitsunfähig
sind oder weil ihnen als erwerbsfähige Leistungsberechtigte Arbeit nach § 10 SGB II nicht zumutbar ist, da sie bspw. eine
Schule besuchen, eine Ausbildung absolvieren oder Kinder bzw. Angehörige pflegen.

3. Verhältnis zu erwerbsfähigen Leistungsberechtigten aus der Grundsicherungsstatistik
Die gemeldeten erwerbsfähigen Personen (geP) können nach dem Rechtskreis unterschieden werden, in dem sie betreut
werden. Die im SGB II betreuten gemeldeten erwerbsfähigen Personen sind – trotz einer großen Schnittmenge – nicht 
identisch mit den erwerbsfähigen Leistungsberechtigten aus der Grundsicherungsstatistik; die Zahlen fallen im Vergleich
mit der Grundsicherungsstatistik höher aus.

Prinzipiell dürfte es – mit Ausnahme der Aufstocker ab 1. Januar 2017 – keine erwerbsfähigen Leistungsberechtigten
geben, die nicht in den Vermittlungs- und Beratungssystemen des SGB II gemeldet sind, und auch keine gemeldeten
erwerbsfähigen Personen im SGB II ohne Leistungsbezug. Dass diese Fälle trotzdem auftreten und zu Abweichungen
zwischen den beiden Statistiken führen, hat insbesondere zwei Gründe: Erstens werden Rechtskreiswechsel in der
Statistik der gemeldeten erwerbsfähigen Personen teilweise erst zeitverzögert erfasst, weil die Daten ohne Wartezeit
festgeschrieben und nur mit Wirkung für die Zukunft geändert werden können. In der Grundsicherungsstatistik dagegen
können längere Bearbeitungszeiten und nachträgliche Änderungen bei der Leistungsgewährung schon im Rahmen der
dreimonatigen Wartezeit berücksichtigt werden. Zweitens kann die Hilfebedürftigkeit kurzzeitig wegfallen, ohne dass die
Person sofort aus den Vermittlungs- und Beratungssystemen abgemeldet wird oder ins SGB III wechselt.

Ende 2015 wurden die statusrelevanten Lebenslagen aus der Statistik der gemeldeten erwerbsfähigen Personen auch in
die Grundsicherungsstatistik integriert. Damit kann nun die Frage, warum erwerbsfähige leistungsberechtigte Personen
nicht arbeitslos sind und in welcher Situation sie sich stattdessen befinden, direkt im Kontext der Grundsicherungsstatistik
geklärt werden. Ein Umweg über die Statistik der gemeldeten erwerbsfähigen Personen ist nicht mehr nötig. Siehe dazu
den Methodenbericht der Statistik: Warum sind nicht alle erwerbsfähigen Leistungsberechtigten arbeitslos?

Weiterführende Informationen

Weitere Informationen zu zu den gemeldeten erwerbsfähigen Personen können den Methodenberichten „Statistik der
gemeldeten erwerbsfähigen Personen“ und „Warum sind nicht alle erwerbsfähigen Leistungsberechtigten arbeitslos“
entnommen werden, abrufbar unter
https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Statischer-Content/Grundlagen/Methodik-
Qualitaet/Methodenberichte/Arbeitsmarktstatistik/Generische-Publikationen/Methodenbericht-Statistik-der-
gemeldeten-erwerbsfaehigen-Personen.pdf?__blob=publicationFile
und
https://statistik.arbeitsagentur.de/DE/Statischer-Content/Grundlagen/Methodik-
Qualitaet/Methodenberichte/Grundsicherung-Arbeitsuchende-SGBII/Generische-
Publikationen/Methodenbericht-Warum-sind-nicht-alle-eLb-arbeitslos.pdf?__blob=publicationFile
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Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
V/EJC Jobcenter 55/096/2025 
 

JuBA Statusbericht I. Quartal 2025 

Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 

 
Sozial- und Gesundheitsausschuss / 
Werkausschuss EJC 

07.05.2025 Ö Kenntnisnahme  

Sozial- und EJC-Beirat 07.05.2025 Ö Kenntnisnahme  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
Mit Bezug der Räumlichkeiten in der Nägelsbachstraße 26 im vergangenen Juli hat die Jugend-
berufsagentur Erlangen ihre Arbeit aufgenommen und wurde am 15.10.2024 offiziell eröffnet. Die 
konstituierende Sitzung des Trägerkreises fand am 04.12.2024 statt. Auf dieser wurde u. a. ent-
schieden, dass der Beirat der Jugendberufsagentur am 15.10.2025 einberufen wird, sowie eine 
Geschäftsordnung erstellt werden soll, die aktuell finalisiert wird. 
 
Es fanden bereits erste Veranstaltungen für die Zielgruppe in den Räumen der Jugendberufs-
agentur Erlangen statt. So wurde am 25.02.2025 eine Informationsveranstaltung für den Verein 
„Brücken e.V.“ durchgeführt, an der interessierte Eltern über die Möglichkeiten beim Übertritt von 
der Schule in den Beruf informiert wurden. Am 26.03.2025 fand mit einer Azubimesse die erste 
Messe für Jugendliche und junge Erwachsene statt, auf der 12 Firmen sich und die von Ihnen 
angebotenen Ausbildungen vorstellten. 
 
Das Hauptziel für das Jahr 2025 ist es, den Bekanntheitsgrad der Jugendberufsagentur Erlangen 
weiter zu steigern. Dies soll unter anderem durch weitere Veranstaltungen, wie einer geplanten 
Messe zusammen mit der IHK im Sommer 2025, wie auch durch die Teilnahme an Arbeitskreisen, 
auf denen die Jugendberufsagentur vorgestellt werden soll, erfolgen. Ziel ist auch, ein Logo für die 
Jugendberufsagentur zu entwickeln.  
 
 
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 

Ö  1.4Ö  1.4
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Mitteilung zur Kenntnis 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
V/EJC Jobcenter 55/097/2025 
 

Beteiligung des EJC am "Ukraine-Projekt" der Agentur für Arbeit 

Beratungsfolge Termin N/Ö Vorlagenart Abstimmung 

 
Sozial- und Gesundheitsausschuss / 
Werkausschuss EJC 

07.05.2025 Ö Kenntnisnahme  

Sozial- und EJC-Beirat 07.05.2025 Ö Kenntnisnahme  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 
 

I. Kenntnisnahme 
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.  
 
 

II. Sachbericht 
1. Projektidee, Ziel, Fördergrundlage: 
Die Agentur für Arbeit, Agenturbezirk Fürth, organisiert ein Ausbildungs- und Umschulungsprojekt 
für ukrainische Menschen im Bereich Industriekauffrau/-kaufmann. Ziel ist es, Menschen mit kauf-
männischer Vorerfahrung im Heimatland in regionalen Unternehmen zu Industriekaufleuten aus-
zubilden. 
Vorangegangen ist ein Pilotprojekt in Kooperation der Agenturbezirke Coburg und Bamberg,  
welches sehr erfolgreich durchgeführt wurde. Die Förderung der Umschulung erfolgt durch die 
Agentur für Arbeit nach § 82 SGB III (Qualifizierungschancengesetz). Das bedeutet, dass die  
Umschüler*innen einen Arbeitsvertrag im Betrieb erhalten und damit die Hilfebedürftigkeit im  
SGB II der Stadt Erlangen verringern oder beenden werden. Gleichzeitig wird ein Umschulungs-
vertrag zwischen dem Ausbildungs-/ Umschulungsbetrieb und der IHK geschlossen. 
Die Agentur für Arbeit fördert die Betriebe während der Umschulung und übernimmt sowohl die 
Kosten, die die Umschulung verursacht als auch einen Arbeitsentgeltzuschuss während der  
gesamten Dauer. 
Ausbildungssuchende junge Menschen werden in eine reguläre duale Ausbildung zur/zum  
Industriekauffrau/-kaufmann starten. 
 
2. Zielgruppe: 
Ukrainer*innen mit kaufmännischen Kenntnissen und kaufmännischer Berufserfahrung aus dem 
Heimatland oder ausbildungssuchende Ukrainer*innen. Sprachniveau B2 ist zielführend, um den 
IHK-Abschluss erfolgreich erwerben zu können. Eine hohe Motivation sowie ein hohes Interesse 
an der Umschulung und am Berufsabschluss sind ebenfalls vorausgesetzt. 
 
3. Betriebe: 
Der Arbeitgeberservice der Agentur für Arbeit geht seit Februar 2025 auf potenzielle Ausbildungs-
betriebe zu, um diese über das Projekt zu informieren und um Umschulungsarbeitsplätze und Aus-
bildungsplätze zu akquirieren. 
Mehrwert für die Betriebe: 
- Fachkräftesicherung 
- Industriekaufleute jetzt ausbilden – Wirtschaftsbeziehungen zukünftig ausbauen und  

stärken 
 
4. Berufsschule: 
Für die Umschüler*innen und Auszubildenden aus Erlangen wird es eine eigene Projektklasse in 
der Berufsschule Erlangen geben. Die Umschüler*innen und Auszubildenden werden gemeinsam 

Ö  1.5Ö  1.5
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in dieser Berufsschulklasse unterrichtet. Neben 1,5 Berufsschultagen wird ein halber Tag stützen-
der Sprachunterricht pro Woche stattfinden. 
 
5. Ablauf: 
ab Feb 2025 • Identifikation potenzieller Teilnehmender im Erlanger Jobcenter und  

  persönliche Beratung zum Projekt 
10. April 2025 • Gruppeninformationsveranstaltung für Interessierte in der Agentur für  

              Arbeit in Erlangen: 
o Vorstellung der Umschulung durch die Agentur für Arbeit 
o Vorstellung des Berufs Industriekauffrau / Industriekaufmann durch  

                       die Industrie- und Handelskammer (IHK) 
o Vorstellung des Zeitplans bis zum Beginn der Umschulung im  

                       September 2025 
Vom Erlanger Jobcenter wurden 34 Interessierte eingeladen. An der Gruppeninfor-
mationsveranstaltung nahmen davon insgesamt 28 Eingeladene teil. 
Bis zum, 23.04.2025 sollen die Eingeladenen verbindlich rückmelden, ob weiterhin 
Interesse besteht. 

Mai bis Juli 2025 • „Speed-Dating“ mit den Arbeitgebern 
   • ggf.  Vereinbarungen von betrieblichen Erprobungen / Praktika 
   • Anbahnung und Abwicklung von Arbeits- und Umschulungsverträgen 
im Sept 2025  • Start der Umschulungen in den Betrieben  

• Berufsschulunterricht in den Berufsschulen Fürth und Erlangen 
              inklusive berufsstützenden Sprachunterricht 

im Juli 2028  • Erfolgreicher Abschluss der Umschulungen 
• Die Teilnehmenden sind ausgebildete Fachkräfte und erhalten ihre  
  Weiterbildungsprämien (1000 € bei erfolgreicher Abschlussprüfung Teil 1 
  und 1500 € bei erfolgreicher Abschlussprüfung Teil 2) 

 
6. Zielsetzung im EJC: 
Die Mindestteilnahmezahl zur Implementierung der Projektklasse an der Berufsschule Erlangen 
liegt bei 12 Teilnehmenden. Das EJC verfolgt die Zielsetzung, die Mindestteilnahmezahl zu reali-
sieren.  
 
 
 
 

III. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
IV. Zum Vorgang 
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
V Referat V V/078/2025 
 

Neubesetzung der Vertretung des Verbandes der Bayerischen Wirtschaft im Sozial- 
und EJC-Beirat 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Sozial- und EJC-Beirat 07.05.2025 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
Für die restliche Zeit der laufenden Stadtratsperiode bis 2026 wird Frau Tamara Reinmiedl für  
den Verband der Bayerischen Wirtschaft in den Sozial- und EJC-Beirat der Stadt Erlangen 
berufen.  
 
 

II. Begründung 
 
Nach § 3 Abs. 4 der Satzung der Stadt Erlangen für den Sozial- und EJC-Beirat werden personelle  
Änderungen während der laufenden Amtszeit des Beirates nicht durch den Stadtrat, sondern  
durch Entscheidung des Beirates selbst umgesetzt. 
 
Entsprechend der Benennung durch den Verband der Bayerischen Wirtschaft scheidet  
Frau Carola Buchner aus dem Sozial- und EJC-Beirat aus und Frau Tamara Reinmiedl wird ab 
sofort in den Sozial- und EJC-Beirat der Stadt Erlangen berufen.  
 
 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 

Ö  2Ö  2
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
V Referat V V/077/2025 
 

Neubesetzung der Vertretung des Verbandes der Bayerischen Wirtschaft im SGB-II-
Beirat 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Sozial- und Gesundheitsausschuss / 
Werkausschuss EJC 

07.05.2025 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
Frau Tamara Reinmiedl wird mit sofortiger Wirkung anstelle von Frau Carola Buchner als  
Vertreterin des Verbandes der Bayerischen Wirtschaft in den SGB-II-Beirat berufen.  
 
 

II. Begründung 
 
Frau Carola Buchner legt ihr Amt als Vertreterin des Verbands der Bayerischen Wirtschaft nieder. 
Der Verband der Bayerischen Wirtschaft schlägt vor, an ihrer Stelle Frau Tamara Reinmiedl in den 
SGB-II-Beirat zu berufen. 

Die gemäß § 2 Abs. 2 der Geschäftsordnung des SGB-II-Beirats zu beteiligenden Organisationen 
bestimmen nach eigenem Ermessen über den oder die in den SGB-II-Beirat zu entsendenden  
Vertreter/in. Die formale Berufung erfolgt durch Beschluss des SGA/WA-EJC.  
 
 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 

Ö  3Ö  3
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
V Referat V V/079/2025 
 

Neubesetzung der Vertretungen des Evang. Dekanats im Sozial- und EJC-Beirat 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Sozial- und EJC-Beirat 07.05.2025 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
Für die restliche Zeit der laufenden Stadtratsperiode bis 2026 werden für das Evang. Dekanat  
Frau Pfrin. Ann-Sophie Hoepfner als Mitglied und Frau Pfrin. Imke Pursche als stellvertretendes 
Mitglied in den Sozial- und EJC-Beirat der Stadt Erlangen berufen.  
 
 
 

II. Begründung 
 
Nach § 3 Abs. 4 der Satzung der Stadt Erlangen für den Sozial- und EJC-Beirat werden personelle  
Änderungen während der laufenden Amtszeit des Beirates nicht durch den Stadtrat, sondern  
durch Entscheidung des Beirates selbst umgesetzt. 
 
Entsprechend der Benennung durch das Evang. Dekanat scheiden Herr Pfr. Nie und  
Herr Pfr. Dr. Leyk aus dem Sozial- und EJC-Beirat aus und Frau Pfrin. Ann-Sophie Hoepfner wird 
als Mitglied und Frau Pfrin. Imke Pursche als stellvertretendes Mitglied ab sofort in den Sozial- und 
EJC-Beirat der Stadt Erlangen berufen.  
 
 
 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 

Ö  4Ö  4
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
V/50/SA063 Sozialamt 50/142/2025 
 

Bericht zur Lage auf dem sozialen Wohnungsmarkt 2024 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Sozial- und EJC-Beirat 07.05.2025 Ö Empfehlung  

Sozial- und Gesundheitsausschuss / 
Werkausschuss EJC 

07.05.2025 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
GEWOBAU 
 
 

I. Antrag 
 
Der vorliegende Bericht zur Lage auf dem sozialen Wohnungsmarkt 2024 (siehe Anlage) 
wird zustimmend zur Kenntnis genommen.  
 
 

II. Begründung 
 
1.  Ergebnis/Wirkungen 
Amt 50 hat den jährlichen Bericht zur Lage auf dem sozialen Wohnungsmarkt zum Stichtag 
31.12.2024 (zur Wohnungslosenberichterstattung zum 31.01.2025) erstellt. Der Bericht ist  
als Anlage beigefügt.  

 
2.  Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
Siehe Bericht zur Lage auf dem sozialen Wohnungsmarkt 2024. 

 
3.  Prozesse und Strukturen 
Siehe Bericht zur Lage auf dem sozialen Wohnungsmarkt 2024. 

 
4.  Klimaschutz: 

Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 
 

  ja, positiv*  
  ja, negativ*  
  nein  

 
Wenn ja, negativ: 
Bestehen alternative Handlungsoptionen? 
 

   ja*  
   nein* 

 
*Erläuterungen dazu sind in der Begründung aufzuführen.  
 
Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alter-
native Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung 
vorgeschlagen werden soll, ist eine Begründung zu formulieren. 

Ö  5Ö  5
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5.  Ressourcen  

(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten: € bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
 
 
Anlage: Bericht zur Lage auf dem sozialen Wohnungsmarkt 2024 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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Anlage 1: Bericht zur Lage auf dem sozialen Wohnungsmarkt 2024 

Die wichtigsten Daten auf einen Blick 

Bestand und Entwicklung öffentlich geförderten Wohnraums (Stichtag: 31.12.2024) 

► Bestand: 3.436 geförderte Wohnungen; 

► GEWOBAU ist mit 2.790 geförderten Wohnungen (81 Prozent des Bestands) der 

größte Vermieter geförderten Wohnraums; 

Wohnungsanträge und Wohnungsvermittlungen (Stichtag: 31.12.2024) 

► insgesamt 3.259 bearbeitete Wohnungsanträge (2022: 2.796; 2023: 3.033); 

► 285 Wohnungsvermittlungen an Haushalte der niedrigsten Einkommensstufe 1; 

305 Wohnberechtigungsscheine an Haushalte der Einkommensstufen 2 und 3; 

► 1.529 offene Wohnungsanträge von Haushalten der Einkommensstufe 1; 

Neubauten und Planungen im geförderten Wohnungsbau (Stichtag: 31.12.2024) 

► 8 neue EOF-geförderte Wohnungen und 6 Bindungsabläufe; 

► 2025: insgesamt 304 weitere Wohnungen bezugsfertig, im Bau oder in Planung;  

Belegungsbindungsvertrag zwischen Stadt und GEWOBAU 

► Neuausrichtung des bisherigen Belegrechtsvertrags mit Wirkung zum 01.01.2024 

zur Optimierung der bisherigen Praxis; 

► in 2024 vereinbarungsgemäß Freimeldung von 80 Wohnungen aus dem 

freifinanzierten Bestand der GEWOBAU zur Belegung durch die Stadt; 

Ordnungsrechtlich untergebrachte wohnungslose Menschen (Stichtag: 31.01.2025) 

► 316 Menschen ordnungsrechtlich in Verfügungswohnungen untergebracht; 

davon 74,68 Prozent Erwachsene ab 18 Jahre und 25,32 Prozent Kinder und 

Jugendliche unter 18 Jahre; 46,20 Prozent alleinlebend; 19 Prozent zum Stichtag 

seit vier und mehr Jahren untergebracht; 

► aufgrund des Mangels an bezahlbarem Wohnraum Unterbringung  von 143 

geflüchteten Menschen aus der Ukraine in Verfügungswohnungen (davon 32,17 

Prozent Kinder und Jugendliche unter 18 Jahre) und Unterbringung von 139 

anerkannten geflüchteten Menschen unterschiedlicher Herkunft in 

Gemeinschaftsunterkünften für Geflüchtete (davon 38,13 Prozent Kinder);  

Perspektiven  

► Mangel an bezahlbarem bzw. gefördertem Wohnraum nimmt bei steigenden 

Bedarfen und geringer Bautätigkeit weiter zu; aufgrund fehlender Fördermittel der 

Regierung von Mittelfranken 2025 und 2026 ist Rückgang von Neubauten im 

geförderten Wohnungsmarkt zu erwarten; 

► Neubauplanungen mit bereits bestehender Förderzusage für 2025 werden den 

Bestand jedoch steigen lassen, da in den nächsten Jahren keine 

Bindungsabläufe erfolgen; 

► modellhafte Umsetzung und Weiterentwicklung eines Hilfeansatzes in 

Verfügungswohnungen für wohnungslose Menschen mit engmaschiger und 

niedrigschwelliger sozialpädagogischer Unterstützung; Ziel ist die Rückkehr der 

Menschen in ein unbefristetes privatrechtliches Mietverhältnis.  

Ö  5Ö  5
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1. Sozialer Wohnungsmarkt 

Die seit Jahren schwierige Situation auf dem Wohnungsmarkt und insbesondere beim 

geförderten Wohnraum hat sich im Berichtsjahr 2024 weiter verschärft. Aufgrund 

gestiegener Finanzierungs- und Baukosten hat es bundesweit einen Einbruch der 

Neubautätigkeiten gegeben.1 

Die Lage auf dem Mietwohnungsmarkt insgesamt und insbesondere auf dem 

geförderten Wohnungsmarkt lässt sich auch in Erlangen auf die folgenden 

Problembereiche konzentrieren: 

• Bezahlbarkeit: zunehmende finanzielle Überforderung von Haushalten aufgrund 

stark gestiegener Lebenshaltungskosten und Wohnkosten (Nettokaltmieten; 

Wohnungsneben-, Energiekosten);  

• Verfügbarkeit: Wohnungsknappheit bei gleichzeitig steigenden Bedarfen; 

• Zugang zum Wohnungsmarkt: zunehmend geringe Chancen für Haushalte mit 

geringem Einkommen und in anderen (sozialen) Notlagen oder für anerkannte 

geflüchtete Menschen, auf einem angespannten Mietwohnungsmarkt 

bezahlbaren Wohnraum zu finden. 

 

2. Geförderter Wohnungsmarkt 

2.1 Bestand geförderter Mietwohnungen 

Der Bestand geförderter Mietwohnungen unterliegt durch Bindungsabläufe einerseits 

und Neubauten andererseits einer ständigen Fluktuation. In Tabelle 1 sind 

Bindungsabläufe und Neubauten geförderter Wohnungen seit 2022 

gegenübergestellt. Dementsprechend gab es im Jahr 2023 einen Anstieg gegenüber 

2022, da die Zahl der Neubauten die Bindungsabläufe überwog. Zum Stand 

31.12.2024 gab es keine wesentlichen Veränderungen des Wohnungsbestands zum 

Vorjahr, da Bindungsabläufe und Neubauten sich auf niedrigem Niveau etwa die 

Waage hielten. Da es in den kommenden Jahren keine Bindungsabläufe gibt, aber 

weiter Neubauten geplant sind, ist eine Steigerung des Bestands an gefördertem 

Wohnraum zu erwarten (siehe 2.4). 

Tabelle 1 Bindungsabläufe und Neubauten geförderter Wohnungen 

Jahr Bindungsabläufe Neubauten (EOF) Bestand geförderter 

Wohnungen 

2022 223 147 3.399 

2023 96 131 3.434 

2024 6 8 3.436 

 

                                                 
1 Zentraler Immobilien Ausschuss e.V. ZIA (Hrsg.) (2025). Frühjahrsgutachten 

Immobilienwirtschaft 2025. Berlin: ZIA Zentraler Immobilien Ausschuss e.V. 
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Überwiegend handelt es sich bei den Wohnungen um 2- und 3-Zimmer-Wohnungen. 

Im Vergleich mit dem Jahr 2022 ist zum Stichtag 31.12.2024 die Anzahl der 1-Zimmer-

Wohnungen zurückgegangen, die nach üblichen Standards auch einem 1-Personen-

Haushalt nicht mehr gerecht werden. Dagegen ist im Vergleich zu 2022 die Zahl der 

2-Zimmer-Wohnungen angestiegen. Darüber hinaus ist verglichen zu diesem Jahr in 

2024 eine höhere Zahl von großen Wohnungen mit vier und mehr Zimmern zu 

verzeichnen, die dem Bedarf von Familien mit Kindern entsprechen (siehe Abbildung 

1).  

Abbildung 1 Geförderte Wohnungen nach Zimmeranzahl 

 

Unter den Vermietern geförderten Wohnraums steht die GEWOBAU zum Stichtag 

31.12.2024 mit 2.790 Wohnungen (81,24 Prozent des Bestands) mit Abstand an erster 

Stelle. Die weiteren Vermieter gehen aus Tabelle 2 hervor. 

Tabelle 2 Geförderte Mietwohnungen nach Vermieter 

Vermieter (Stichtag: 31.12.2024) 

GEWOBAU 2.790 

Joseph-Stiftung 315 

Dawonia 210 

ESW 58 

Bauart Dippold GmbH & Co KG 23 

Versorgungswerk Landesärztekammer 23 

Baugenossenschaft des Landkreises Erlangen-Höchstadt eG 12 

Baugenossenschaft Erlangen eG 5 

Gesamt 3.436 
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2.2 Wohnungsanträge und Wohnungsvermittlungen 

Die Gesamtzahl der Anträge, die innerhalb des Jahres 2024 bearbeitet wurden, 

betrug 3.259. Damit stieg die Zahl der Anträge von 2.796 im Jahr 2022 und 3.033 im 

Jahr 2023 stetig an. 

Änderungen bei der Vermittlung geförderter Wohnungen  

1) EOF-Förderung 

Im Rahmen der EOF-Förderung erhalten Haushalte innerhalb festgelegter 

Einkommensgrenzen und gestaffelt nach drei Einkommensstufen (EKS 1 bis 3) einen 

Zuschuss zur Anmietung sozialgebundenen Wohnraums. Mit Wirkung zum 01.09.2023 

wurden nach dem Wohnraumförderungsgesetz in Bayern die hierfür gültigen 

Einkommensgrenzen nach oben angepasst, um die EOF-Förderung mehr Haushalten 

mit geringem Einkommen zugänglich zu machen. Dadurch fallen mehr berechtigte 

Haushalte in die niedrigste EKS 1 als zuvor.  Haushalte in den Einkommensstufen 2 und 

3 machen dagegen einen sehr geringen Anteil unter den antragstellenden 

Haushalten aus. Im Jahr 2024 erfolgte in Amt 50 deshalb folgende Umstellung.  

Haushalte der Einkommensstufe 1 werden wie bisher nach Dringlichkeit und 

Wartezeit einem Vermieter für eine freiwerdende Wohnung vorgeschlagen 

beziehungsweise in die Warteliste aufgenommen. Wohnungssuchende der 

Einkommensstufen 2 und 3 erhalten einen Wohnberechtigungsschein (WBS). Mit 

diesem können sie sich selbständig an Vermieter wenden. 

(2) Vermittlung geförderten Wohnraums an Geflüchtete aus der Ukraine 

Geflüchtete Menschen aus der Ukraine haben derzeit einen (vorübergehenden) 

Schutz im Rahmen einer Aufenthaltserlaubnis2. Dieser wurde auf europäischer Ebene 

bis zum 4. März 2026 verlängert. Aufenthaltserlaubnisse, die am 1. Februar 2025 gültig 

sind, gelten demnach aktuell bis zum 4. März 2026 fort3.  

Laut einer Mitteilung des Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen, Bau und 

Verkehr (StMB) vom März 2025 sind damit aber die Voraussetzungen des 

rechtmäßigen Aufenthalts für die Erteilung eines Wohnberechtigungsscheins (WBS)4 

aktuell nicht mehr gegeben. Dies deshalb, da der rechtmäßige Aufenthalt 

entsprechend des VVWoBindR voraussichtlich mindestens ein Jahr ab Antragstellung 

gelten muss. Eine erneute Verlängerung der Aufenthaltserlaubnisse zum 

vorübergehenden Schutz auf europäischer Ebene ist derzeit jedoch unklar. Somit sind 

Geflüchtete aus der Ukraine aktuell nicht mehr für einen WBS berechtigt. 

2.2.1 Erfolgte Wohnungsvermittlungen 

Die Anzahl der durch Amt 50 erfolgten (unmittelbaren) Wohnungsvermittlungen ist 

mit den Vorjahren nicht mehr vergleichbar, da Antragstellende der 

Einkommensstufen 2 und 3 einen WBS erhalten und daher in der Statistik der 

Wohnungsvermittlungen nicht mehr dargestellt werden können. 

                                                 
2 nach § 24 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) in Deutschland gemäß der Richtlinie 2001/155/EG; 
3 § 2 Aufenthaltserlaubnis-Fortgeltungsverordnung – UkraineAufenthFGV; 
4 siehe Verwaltungsvorschriften zum Vollzug des Wohnungsbindungsrechts (VVWoBindR); 
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Im Jahr 2024 (Stichtag: 31.12.) konnten insgesamt 285 geförderte Wohnungen an 

Haushalte der Einkommensstufe 1 vermittelt werden. Darüber hinaus wurden 305 

Wohnberechtigungsscheine (WBS) an Haushalte der Einkommensstufen 2 und 3 

ausgegeben (siehe Abbildung 2).  

Abbildung 2 Wohnungsvermittlungen und Wohnberechtigungsscheine (WBS) 

 

Überwiegend wurden an die antragstellenden Haushalte in Einkommensstufe 1 2- 

und 3-Zimmer-Wohnungen vermittelt (siehe Abbildung 3). Die geringe Anzahl von 

großen Wohnungen mit vier und mehr Zimmern verweist auf den weiterhin 

bestehenden Mangel an gefördertem Wohnraum für Familien mit mehreren Kindern. 
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Bei den Vermittlungen stellten im Jahr 2024 geförderte Wohnungen des 1. 

Förderwegs („klassische“ Sozialwohnungen) mit 131 Wohnungen die Mehrzahl dar. 

An zweiter Stelle stehen EOF-Wohnungen (58 Wohnungen). Die geringe Zahl an EOF-

Wohnungen erklärt sich neben der oben genannten Veränderung des 

Vermittlungsverfahrens auch damit, dass im Jahr 2024 nur acht EOF-Neubauten 

fertiggestellt werden konnten und die Mieterfluktuation gering ist. Die weiteren 

vermittelten Wohnungen wurden über den Belegungsbindungsvertrag 

beziehungsweise den Belegrechtsvertrag mit der GEWOBAU vermittelt (siehe 2.3).  

2.2.2 Ohne Vermittlung beendete Wohnungsanträge 

Wie in den Vorjahren wurden Wohnungsanträge aus unterschiedlichen Gründen 

abgeschlossen, ohne dass eine Vermittlung, die Vergabe eines 

Wohnberechtigungsscheins oder die Aufnahme in die Warteliste erfolgte. Dies war im 

Jahr 2024 bei 1.140 Wohnungsanträgen der Fall. Überwiegend war dies damit 

begründet, dass nach Ablauf des Bewilligungszeitraums der notwendige 

Wiederholungsantrag nicht gestellt wurde (515 Fälle). In weiteren 305 Fällen konnte 

die Bearbeitung wegen fehlender Mitwirkung der Antragstellenden nicht 

weitergeführt werden. Bei insgesamt 320 Wohnungsanträgen war entweder die 

Einkommensgrenze der Haushalte überschritten (51 Fälle), der Antrag wurde von den 

Antragstellenden aus nicht bekannten Gründen zurückgezogen beziehungsweise 

konnten sich diese selbst mit einer Wohnung versorgen (78 Fälle), oder es lagen 

sonstige individuelle Gründe vor (191 Fälle). Nach Beendigung eines Antrags könnte 

aber zu einem späteren Zeitpunkt vom betreffenden Haushalt erneut ein Antrag 

gestellt werden. Dies lässt sich jedoch nicht statistisch abbilden. 

2.2.3 Offene Wohnungsanträge 

Zum Stichtag 31.12.2024 waren insgesamt 1.529 Wohnungsanträge von Haushalten 

der Einkommensstufe 1 offen (siehe Abbildung 4).  
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Abbildung 3 Wohnungsvermittlung nach Zimmeranzahl (Stichtag: 31.12.2024) 
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Im Vorjahr bestanden zum 31.12. insgesamt 1.542 offene Anträge. In dieser Zahl 

waren insgesamt 125 offene Anträge aus den Einkommensstufen 2 und 3 enthalten. 

Anträge von Haushalten, die einer dieser beiden Einkommensstufen zuzuordnen sind, 

erhalten aufgrund der oben genannten Umstellung jedoch seit 2024 einen 

Wohnberechtigungsschein.  

 

Abbildung 4 Anzahl offener Wohnungsanträge 

 

 

2.3 Geplante EOF-Neubauten  

In Tabelle 3 sind die im Jahr 2024 fertiggestellten Wohnungsobjekte dargestellt. 

Außerdem gehen daraus auch die im Jahr 2025 bezugsfertig gewordenen 

beziehungsweise in Bau oder Planung befindlichen Objekte hervor. 
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Tabelle 3 Neubau von Wohnungsobjekten 2024/2025 

Fertigstellung Objekte Träger Anzahl 
WE 

davon 
gefördert 

Quote 

2024 
 
 

Aufstockung 

GEWOBAU 8 8 100% Paul-Gossen-Straße 81 – 83 
Paul-Gossen-Straße 89 - 91 

2025 
bezugsfertig, 
im Bau oder 
in Planung 
befindlich 

Rodensteinweg 1 - 5 (Baugebiet 
412) 

GEWOBAU 

45 45 100% 

Aufstockung    

Paul-Gossen-Straße 77 - 79 
(bezugsfertig 01.04.2025) 4 4 100% 

Paul-Gossen-Straße 85 - 87 
(bezugsfertig 01.04.2025) 4 4 100% 

Koldestraße 11- 35 32 32 100% 

Bissingerstraße 25 - 40 62 62 100% 

Aufseßstraße 18 - 48 34 26 76% 

Jaminstraße 16 - 47 32 28 88% 

Gerstenbergstraße 1 (bezugsfertig 
01.07.2025) 

Heinlein 43 43 100% 
Sieboldstraße 4 (bezugsfertig 
01.07.2025) 

Gerstenbergstraße 3 - 7 
(bezugsfertig 01.05.2025) 

GS-Wohnen 129 41 32% 
Sieboldstraße 6 - 10 (bezugsfertig 
01.05.2025) 

Beethovenstraße 17 (bezugsfertig 
01.05.2025) 

Quartier JaminPark (bezugsfertig 
01.02.2025) Dawonia 19 19 100% 

Zum Stichtag 31.12.2023 befanden sich Bauprojekte der GEWOBAU in der 

Nägelsbachstraße 55 - 57 und in der Odenwaldallee in Planung. Die Vorhaben sind 

bis auf weiteres zurückgestellt, da die wirtschaftliche Realisierbarkeit aktuell nicht 

gegeben ist. 

Aktuell befinden sich noch Bauprojekte in der Mozartstraße (PSD Bank) und auf dem 

Areal an der Werner-von-Siemens-Straße (Engelhart Consulting) in Planung. Inwiefern 

und in welchem Umfang hier geförderte Wohnungen gebaut werden steht zum 

jetzigen Zeitpunkt noch nicht fest. 

 

2.4 Stand der Vereinbarung zur Belegungsbindung zwischen Stadt und GEWOBAU 

Der Belegrechtsvertrag zwischen der Stadt Erlangen und der GEWOBAU vom 

03.08.2010 wurde mit dem Ziel abgeschlossen, den Bestand an bezahlbarem 

Wohnraum über den gesetzlich geförderten Wohnraum hinaus zu erweitern. Hierzu 

stellte die GEWOBAU der Stadt freifinanzierte Wohnungen zur Verfügung, die analog 

der Bestimmungen des Bayerischen Wohnungsbindungsgesetzes (BayWoBindG) an 

einkommensschwache Haushalte vergeben werden konnten („Belegungsbindung“). 
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Im Gegenzug erhielt die GEWOBAU einen städtischen Zuschuss zur Sanierung der 

Wohnungen. 

In der Praxis ist die Umsetzung des Belegrechtsvertrags immer wieder an 

verschiedene Grenzen gestoßen: beispielsweise Fluktuationen durch Mieterwechsel; 

die im Lauf des Mietverhältnisses erfolgte Überschreitung des maßgeblichen 

Haushaltseinkommens für eine geförderte Wohnung; notwendige 

Sanierungszeiträume nach Auszügen, in denen keine Vermietung möglich war; die 

fehlende Mitwirkung von Mieterhaushalten bei der Einkommensprüfung. Diese 

Gegebenheiten führten dazu, dass Wohnungen vorübergehend nur anteilig auf das 

jährlich angestrebte Kontingent geförderter Wohnungen angerechnet werden 

konnten. Trotz jährlich steigender Wohnungszahlen durch Neubauten und einer 

steigenden Zahl aufsummierter Mietverhältnisse seit Vertragsbeginn wurde die 

erforderliche Zahl von Mietverhältnissen im Sinne des Belegrechtsvertrags daher meist 

unterschritten.  

Zwischen Referat V/Amt 50 und der GEWOBAU wurde diese Problematik im Jahr 2024 

intensiv erörtert und Alternativen entwickelt, um die bisherige Verfahrensweise 

zielgerecht zu optimieren. Damit sollte auch der mit der Vereinbarung verbundene 

hohe Verwaltungsaufwand reduziert und ein effektiveres Verfahren hergestellt 

werden.   

Im Rahmen einer neuen Vereinbarung („Belegungsbindungsvertrag“) wurde 

festgelegt, dass die GEWOBAU jährlich ein Kontingent von 20 Prozent der im 

jeweiligen Jahr freiwerdenden freifinanzierten Wohnungen der Stadt zur Vergabe zur 

Verfügung stellt. Als Mindestkontingent wurden 80 Wohnungen jährlich vereinbart, 

die von der Wohnungsvergabe bei Amt 50 wie öffentlich geförderte Wohnungen an 

berechtigte Haushalte vermittelt werden können („Belegungsrecht“). Dies geschieht 

nach den Bestimmungen für das Verfahren und die Zugangsvoraussetzungen 

entsprechend des Bayerischen Wohnungsbindungsgesetzes wie nach dem bisher 

üblichen Vorgehen. Der Belegungsbindungsvertrag hat eine Laufzeit vom 01.01.2024 

bis 31.12.2037. 

Zum Stichtag 31.12.2024 wurden vertragsgemäß 80 freifinanzierte Wohnungen der 

GEWOBAU für die Belegung durch die Stadt freigemeldet und somit das vereinbarte 

Soll erfüllt. Von diesen Wohnungen konnten im Jahr 2024 bereits 72 Wohnungen 

vermittelt werden. Darüber hinaus wurden weitere 24 Wohnungen vermittelt, die aus 

dem Kontingent des bisherigen Belegrechtsvertrags noch zur Vergabe durch die 

Stadt zur Verfügung standen.   

 

3. Wohnungslosigkeit  

Für die Wohnungslosenstatistik wird der Stichtag 31.01.2025 zugrunde gelegt. Dies 

entspricht der Vorgabe des Wohnungslosenberichterstattungs-Gesetzes 

(WoBerichtsG) zur jährlichen Übermittlung statistischer Daten an das Statistische 

Bundesamt (erstmals zum Stichtag 31.01.2022). 

Im Folgenden werden aus der Gesamtstatistik zum Stichtag 31.01.2025 drei 

Personengruppen gesondert dargestellt: 
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• wohnungslose Personen, die ordnungsrechtlich in Verfügungswohnungen 

untergebracht waren; 

• anerkannte geflüchtete Menschen aus der Ukraine, die aufgrund des 

Wohnungsmangels in Absprache und mit Genehmigung der Regierung von 

Mittelfranken in Verfügungswohnungen untergebracht wurden;  

• anerkannte asylberechtigte Menschen, die grundsätzlich Anspruch auf eine 

eigene Wohnung haben und ihren Wohnsitz frei wählen können, die jedoch 

aufgrund der angespannten Wohnungssituation häufig in 

Gemeinschaftsunterkünften verbleiben.  

Die jeweils besonderen Umstände, aufgrund derer diese Personengruppen in die 

Wohnungslosenstatistik fallen, sollen durch die separate Darstellung abgebildet 

werden.  

3.1 Ordnungsrechtlich untergebrachte wohnungslose Personen 

Die Anzahl ordnungsrechtlich untergebrachter Personen in Verfügungswohnungen 

unterliegt im längeren zeitlichen Verlauf Schwankungen. Zum Stichtag 31.01.2025 

liegt die Anzahl noch innerhalb dieser Schwankungsbreite. Es zeigt sich aber seit 2022 

eine steigende Tendenz (siehe Abbildung 5). Die steigenden Wohnkosten und der 

Wohnungsmangel bilden sich somit auch in einer Zunahme der von 

Wohnungsnotfällen und Wohnungslosigkeit betroffenen Menschen ab.  

 

Abbildung 5 Ordnungsrechtlich untergebrachte Personen 

 

 

In der Gesamtzahl werden Personen, nicht Haushalte dargestellt. Einbezogen 
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Familien). Die folgenden Daten differenzieren diese Daten nach sozialstrukturellen 

Merkmalen zum Stichtag 31.01.2025 weiter. 

• Rund drei Viertel der wohnungslosen Menschen waren Erwachsene ab 18 Jahre 

(74,68 Prozent). Davon waren 61,44 Prozent männlich. Die Altersspanne der 

erwachsenen wohnungslosen Personen lag zwischen 18 und 89 Jahren, das 

durchschnittliche Alter bei rund 40 Jahren (Männer: 39,71 Jahre; Frauen: 40,04 

Jahre). 

• Alleinstehende Personen machten 46,20 Prozent der wohnungslosen Menschen 

aus. Von den Alleinstehenden waren fast drei Viertel (73,29 Prozent) männlich. 

• Der Anteil von Kindern und Jugendlichen bis unter 18 Jahre betrug rund ein 

Viertel aller wohnungslosen Menschen (25,32 Prozent). Diese Altersgruppe war 

somit in Relation zum Anteil aller unter 18-Jährigen an der Gesamtbevölkerung 

Erlangens (rund 15 Prozent) überrepräsentiert. 

• Von allen untergebrachten Kindern und Jugendlichen unter 18 Jahre lebten mehr 

als ein Viertel in einem Alleinerziehenden-Haushalt (27,50 Prozent), 68,75 Prozent in 

einem Paar-Haushalt und 3,75 Prozent in einem sonstigen Mehr-Personen-

Haushalt. 

Etwa die Hälfte der wohnungslosen Menschen lebte zum Stichtag bis zu 18 Monate in 

einer Verfügungswohnung, etwa die Hälfte mehr als 18 Monate. Der Mittelwert der 

Wohndauer liegt bei rund 31,5 Monaten mit einer breiten Spanne von weniger als 

einem Monat bis zu 28 Jahren. Der Anteil der Bewohner*innen mit einer 

Aufenthaltsdauer zum Stichtag von weniger als einem Monat bis unter 24 Monate 

überwiegt mit insgesamt 63 Prozent (siehe Abbildung 6).  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 6 Dauer der Unterbringung in einer Verfügungswohnung 
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3.2 Anerkannte geflüchtete Personen aus der Ukraine 

Zum Stichtag 31.01.2025 waren insgesamt 143 geflüchtete Personen aus der Ukraine 

in Verfügungswohnungen untergebracht, da sie auf dem angespannten 

Wohnungsmarkt keinen bedarfsgerechten beziehungsweise bezahlbaren 

Mietwohnraum finden.  

Die erwachsenen Personen in dieser Gruppe machten insgesamt mehr als zwei Drittel 

aus (67,83 Prozent), wobei der Anteil der Frauen unter den Erwachsenen überwog 

(63,92 Prozent). Der Anteil der Kinder und Jugendlichen bis zu 18 Jahren betrug 32,17 

Prozent. Das Durchschnittsalter aller Erwachsenen lag bei 43,17 Jahren mit einer 

Spanne von 18 bis 83 Jahre, das der unter 18-Jährigen betrug rund neun Jahre.  

48,95 Prozent aller untergebrachten Personen (einschließlich der Kinder unter 18 

Jahre) lebten in einem Familienhaushalt (Paare oder Alleinerziehenden-Haushalt). 

Rund jede zehnte Person war alleinstehend (9,79 Prozent). 11,19 Prozent der Personen 

lebten in einem Paar-Haushalt ohne Kind und 30,07 Prozent in einem sonstigen Mehr-

Personen-Haushalt. 

Rund ein Drittel aller untergebrachten Personen lebte zum Stichtag weniger als 24 

Monate in einer Verfügungswohnung (32,87 Prozent), 67,13 Prozent zwischen 24 und 

weniger als 36 Monate. 

3.3 Anerkannte geflüchtete Menschen in Gemeinschaftsunterkünften 

Insgesamt lebten 139 anerkannte geflüchtete Menschen aus verschiedenen 

Herkunftsländern in einer Gemeinschaftsunterkunft für Geflüchtete, da sie auf dem 

Mietwohnungsmarkt keine Wohnung finden konnten. Darunter waren 61,87 Prozent 

Erwachsene ab 18 Jahre (Altersspanne 18 – 71 Jahre) und 38,13 Prozent Kinder und 

Jugendliche unter 18 Jahre (Durchschnittsalter 7,24 Jahre). Bei den Erwachsenen 

überwog der Anteil der Männer mit 53,49 Prozent leicht.  

Rund 69,78 Prozent aller Personen (einschließlich der Kinder unter 18 Jahre) lebten in 

einem Familienhaushalt (Alleinerziehenden-Haushalt oder Paar-Haushalt mit 

Kind/ern). Alleinstehende Personen stellten 25,90 Prozent aller Personen dar. In einem 

Paar-Haushalt ohne Kind lebten lediglich 4,32 Prozent der Gesamtgruppe.  

Fast die Hälfte der Personen war seit 48 Monaten oder länger in einer 

Gemeinschaftsunterkunft untergebracht (46,76 Prozent), rund jede fünfte Person 

weniger als 12 Monate (20,86 Prozent). Für fast ein Drittel traf dies für einen Zeitraum 

zwischen 12 und unter 48 Monaten zu (32,37 Prozent).  

 

4. Resümee und Perspektiven 

4.1 Entwicklungen im geförderten Wohnungsbau 

Aufgrund erfolgter Baumaßnahmen und gleichzeitig geringerer Abläufe geförderten 

Wohnraums aus der Sozialbindung konnte zum Stichtag 31.12.2024 ein leichter 

Zugewinn an geförderten Wohnungen gegenüber den beiden vorangegangenen 

Jahren verzeichnet werden. Die GEWOBAU stellte mit rund 81 Prozent den höchsten 

Anteil geförderten Mietwohnraums insgesamt. Darüber hinaus wurden im Rahmen 

des neu vereinbarten Belegungsbindungsvertrags zwischen Stadt und GEWOBAU 
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zusätzlich 80 freifinanzierte Wohnungen von der GEWOBAU für die Vergabe durch 

die Stadt an einkommensschwache Haushalte freigemeldet. 

Die weitere Entwicklung auf dem (geförderten) Mietwohnungsmarkt wird zum einen 

durch die weiter rückgängige Bautätigkeit negativ beeinflusst. Hinzu kommen die 

nachfolgend dargestellten aktuelle Entwicklungen im Bereich der 

einkommensorientierten Förderung.  

Der Freistaat Bayern fördert im Rahmen der einkommensorientierten Förderung (EOF) 

private und öffentliche Bauherren, Wohnungsunternehmen und 

Baugenossenschaften mit zinsgünstigen Baudarlehen und ergänzenden Zuschüssen 

bei der Schaffung von Miet- und Genossenschaftswohnungen in 

Mehrfamilienhäusern. Unterstützt wird hierbei der Bau oder Umbau von 

bedarfsgerechten und bezahlbaren Miet- und Genossenschaftswohnungen in 

Mehrfamilienhäusern für Haushalte, mit geringen und mittleren Einkommen. 

Die Haushaltslage des Freistaats wirkt sich jedoch auch auf das Themenfeld der 

Wohnraumförderung aus. Seitens der Regierung von Mittelfranken wird derzeit eine 

konkrete Budgetplanung über die zur Verfügung stehenden Fördermittel für die Jahre 

2025 – 2028 durchgeführt. Zum aktuellen Zeitpunkt sind die vorhandenen Mittel 

bereits größtenteils ausgeschöpft. Das Bayerische Staatsministerium für Wohnen, Bau 

und Verkehr stellt eine Erhöhung der Fördermittel derzeit nicht in Aussicht. Die 

Regierung von Mittelfranken geht derzeit davon aus, dass neue Projekte erst wieder 

ab 2027 angestoßen werden können. 

Neben der knappen Haushaltslage des Freistaates werden auch die 

Wohnraumförderbestimmungen 2023 (WFB 2023) überarbeitet. Inwiefern sich dies auf 

künftige Projekte auswirken wird bleibt abzuwarten. 

Für die Lage des Wohnungsmarktes der Stadt Erlangen, im Hinblick auf die 

Verfügbarkeit von bedarfsgerechtem sozialem Wohnraum, zeichnet sich hier ein sehr 

problematisches Szenario ab. Investor*innen von Bauprojekten können nicht dazu 

verpflichtet werden, den derzeit geltenden Anteil von 30 % der ausgewiesenen 

Geschossfläche im Geschosswohnungsbau für den geförderten Mietwohnungsbau 

zu sichern (bei mindestens 24 Geschosswohnungen), wenn seitens der Regierung 

keine Fördermittel zur Verfügung stehen. Der Gesamtbestand verfügbarer 

Wohnungen erfährt seit mehreren Jahren nur noch bedingt durch EOF-Projekte eine 

Mehrung. Der Bestand weiterer Förderarten ist auf Grund von Abläufen der 

Belegungsbindung rückläufig. Sollte hier die Schaffung weiteren Wohnraums, bedingt 

durch den Mangel vorhandener Fördermittel, über einen Zeitraum von mehreren 

Jahren ausgesetzt werden, wird sich der Bestand reduzieren, bei gleichzeitig zu 

erwartender steigender Nachfrage.  

Die Verwaltung prüft im Hinblick auf die derzeitige Lage, inwiefern alternative 

Lösungen geschaffen werden können. Investor*innen sollen in derartigen Fällen nicht 

von der Verpflichtung der Schaffung sozialen Wohnraums befreit werden, sondern es 

sollen alternative Modelle zur Auswahl stehen. Ziel muss es jedenfalls sein 

sicherzustellen, dass weiterhin bedarfsgerechter sozialer Wohnraum vorgehalten wird.  
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4.2 Unterstützung in Wohnungsnotfällen und bei Wohnungslosigkeit 

Die seit 2022 wieder steigende Tendenz der Zahl wohnungsloser Menschen zeigt, dass 

Wohnungsknappheit und steigende Wohnkosten einkommensschwachen 

Haushalten den Zugang zum Mietwohnungsmarkt zunehmend erschweren. Darüber 

hinaus spielen neben finanziellen Gründen für Wohnungsnotfälle und -verluste meist 

auch weitere Faktoren eine Rolle (z.B. Scheidung, Suchterkrankung, psychische 

Beeinträchtigung, innerfamiliäre Konflikte und Gewalterfahrungen). Mit Armut oder 

anderen Lebenslagen verbundene Diskriminierungserfahrungen können den Zugang 

zum Mietwohnungsmarkt erschweren.  

Amt 50 leistet hier bei Wohnungsnotfällen oder Wohnungslosigkeit Unterstützung 

durch den Sozialpädagogischen Dienst für Wohnungsnotfälle. Darüber hinaus wird 

aktuell ein Konzept zur engmaschigen, niedrigschwelligen sozialpädagogischen 

Unterstützung wohnungsloser Menschen vor Ort in Verfügungswohnungen modellhaft 

aufgebaut und erprobt. Ziel ist möglichst der Übergang aus der Wohnungslosigkeit in 

ein unbefristetes privatrechtliches Mietverhältnis (siehe Beschlussvorlage im SGA am 

20.02.2025; Vorlagennummer 50/136/2025). Dieses Konzept wird auf der Grundlage 

der Praxiserfahrungen mit dem Modellträger Internationaler Bund e.V. 

weiterentwickelt und soll ausgebaut werden. 

4.3 Weitere Hilfen 

Die Wohngeldreform zum 01.01.2023 („Wohngeld Plus“) hat einer deutlich höheren 

Anzahl von Haushalten den Zugang zu Wohngeld eröffnet. Gleichzeitig hat sich der 

durchschnittliche Wohngeldanspruch mehr als verdoppelt (siehe Mitteilung zur 

Kenntnis im SGA am 20.02.2025; Vorlagennummer 50/135/2025). Im Wohngeldgesetz 

ist eine regelmäßige Fortschreibung des Wohngelds an die Preis- und 

Mietpreisentwicklung vorgeschrieben („Dynamisierung“), so dass bei den 

Wohnkosten entlastende Effekte für Haushalte mit geringem Haushaltseinkommen 

entstehen. 

Von Amt 50 wird durch die Energienotfallberatung außerdem Information und 

Unterstützung angeboten, bevor durch erhöhte Energieverbrauchskosten eine 

finanzielle Notlage (oder der Verlust der Wohnung) droht.  
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
 Amt 52 52/173/2025 
 

ÖDP-Antrag 105/2024: Erlangen gegen Einsamkeit! 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Sportbeirat 29.04.2025 Ö Kenntnisnahme  

Sportausschuss 29.04.2025 Ö Kenntnisnahme  

Sozial- und EJC-Beirat 07.05.2025 Ö Empfehlung  

Sozial- und Gesundheitsausschuss / 
Werkausschuss EJC 

07.05.2025 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
Ämter 13, 41, 43, 50, 51, 61, Bildungsbüro, EJC 
 
 

I. Antrag 
 
Die Verwaltung berichtet über bestehende Handlungsansätze gegen Einsamkeit im Rahmen des 

ÖDP-Fraktionsantrags „Erlangen gegen Einsamkeit!“ Der ÖDP-Antrag 105/2024 gilt somit als be-

arbeitet. 

 
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?) 

Als Einsamkeit wird das subjektive Empfinden beschrieben, wenn die Erwartungen an soziale Be-

ziehungen nicht mit der Realität der sozialen Isolation übereinstimmen. Dies betrifft sowohl die 

Quantität als auch die Qualität der sozialen Kontakte. Das Bundesministerium für Familie, Senio-

ren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) veröffentliche 2024 eine umfassende Berichterstattung zu Ein-

samkeit in Deutschland. Die Daten liefern eine repräsentative Datengrundlage bezüglich des Aus-

maßes von Einsamkeitsbelastungen in Deutschland. Laut Einsamkeitsbarometer waren im Jahr 

2017 7,6 Prozent der Gesamtbevölkerung in Deutschland von Einsamkeit betroffen. Der Wert stieg 

während der Pandemie deutlich an (28,2 Prozent). Auch nach der Pandemie leiden Millionen Men-

schen unter Einsamkeit − 2021 ging der Wert auf 11,3 Prozent zurück, lag aber weiter über dem 

Vor-Pandemie-Wert. Wenngleich Einsamkeit Menschen in jeder Altersgruppe betreffen kann, stieg 

die Einsamkeitsbelastung bei jüngeren Menschen seit der Pandemie besonders stark an. Frauen 

leiden prozentual gesehen häufiger an Einsamkeit als Männer (2021: w = 12,8 % vs. m = 9,8 %). 

Überproportional stark von Einsamkeit betroffen sind Alleinerziehende, Arbeitslose, gering Qualifi-

zierte, chronisch Kranke sowie Menschen mit Migrations- und Fluchterfahrung.  

Die Daten des Einsamkeitsbarometers zeigen auch einen Zusammenhang zwischen erhöhter Ein-

samkeitsbelastung und schlechterem Gesundheitszustand. Im Jahr 2021 wiesen 60,7 Prozent der 

von Einsamkeit betroffenen Befragten eine unterdurchschnittliche körperliche Gesundheit auf. 

71,7 Prozent der Menschen mit erhöhten Einsamkeitsbelastungen hatten eine unterdurchschnittli-

che psychische Gesundheit. Soziale Isolation kann die Entwicklung von psychischen oder körperli-

chen Erkrankungen wie Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Depression und Demenz begünstigen oder 

verstärken (vgl. BMFSFJ (Hrsg.) (2024): Einsamkeitsbarometer 2024; online verfügbar unter 

Ö  6Ö  6
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https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/einsamkeitsbarometer-2024-237576; zuletzt 

aufgerufen am 21.03.25). 

Die Strategie der Bundesregierung gegen Einsamkeit hebt die besondere Verantwortung der 

kommunalen Ebene bei der Prävention und Linderung von Einsamkeit hervor. Das Kompetenznetz 

Einsamkeit empfiehlt für Kommunen Strategien zur Sensibilisierung von lokalen Akteurinnen und 

Akteuren. Hierbei geht es u.a. um den Einbezug von Schlüsselpersonen, die mit Betroffenen in 

Kontakt sind, in ihrer Rolle als Vermittlerin bzw. Vermittler. Des Weiteren ist es förderlich, die Ver-

netzung von Akteurinnen und Akteuren in Bezug auf Einsamkeit zu stärken, um bereichs- und sek-

torenübergreifend intervenieren zu können. Auf lokaler Ebene bestehen oft bereits zahlreiche An-

gebote und Maßnahmen, die implizit oder explizit zur Prävention und Linderung von Einsamkeit 

beitragen. Besonders bedeutsam sind hierbei Begegnungsorte, also wohnortnahe Freizeit- und 

Erholungsorte, an denen Menschen möglichst niedrigschwellig zusammenkommen können (wie 

z.B. Grünflächen, Aufenthalts- und Sitzgelegenheiten im Quartier) sowie soziale Orte (wie z.B. 

Nachbarschaftscafés, offene Treffs). Außerdem wird in der Publikation des Kompetenznetzwerks 

Einsamkeit die Bedeutung der Förderung von ehrenamtlichem Engagement aufgegriffen (vgl. We-

ber, A., & Wind, C. (2023): Theorie- und Praxispublikation mit Fokus „Kommunen“; online verfüg-

bar unter https://kompetenznetz-einsamkeit.de/theorie-und-praxispublikation-mit-fokus-kommunen-

veroeffentlicht; zuletzt aufgerufen am 21.03.25).  

Diese bundesweiten Daten und Handlungsempfehlungen verdeutlichen, dass Einsamkeit ein ge-

samtgesellschaftliches Problem darstellt, das an Relevanz gewinnt. Es ist zunächst davon auszu-

gehen, dass Erlanger Bürgerinnen und Bürger in einem vergleichbaren Ausmaß von Einsamkeit 

betroffen sind wie der Bundesdurchschnitt. Um Einsamkeit entgegenzuwirken, bedarf es einer 

kommunalen Strategie, die Handlungsansätze verschiedener Ebenen integriert, relevante Akteure 

und die Stadtgemeinschaft sensibilisiert und Einsamkeit enttabuisiert.  

 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?) 

2.1. Bestandsaufnahme von Handlungsansätzen gegen Einsamkeit 

Eine Abfrage relevanter Dienststellen zeigt bereits vorhandene Handlungsansätze der Stadt Erlan-

gen sowie Entwicklungspotenziale auf (siehe Anlage). 

Die Arbeitsgruppe Gemeinsam gegen Einsam entwickelte seit Dezember 2023, unter Leitung der 

Geschäftsstelle der Gesundheitsregionplus der Stadt Erlangen, Strategien und Maßnahmen, die 

explizit gegen Einsamkeit wirken sollen. Der Fokus lag auf der Verbesserung der gesellschaftli-

chen Teilhabe von betroffenen Menschen sowie auf der Enttabuisierung von Einsamkeit. Mitwir-

kende der AG sind u.a. verschiedene städtische Dienststellen, Akteurinnen und Akteure aus Ein-

richtungen, Anlaufstellen von freien Trägern und Verbänden der freien Wohlfahrtspflege, Initiati-

ven, Krankenkassen sowie politische Vertreterinnen und Vertreter. Ein zentrales Arbeitsergebnis 

der AG war die Entwicklung einer Themenseite zu Einsamkeit auf dem Infoportal WasWieWo.de 

(Informationsportal für Gesundheit, Bildung und Soziales für die Region Erlangen und Erlangen-

Höchstadt), um seriöse Informationen für betroffene Personen, deren Angehörige und Fachkräfte 

zur Verfügung zu stellen und Vernetzungen in Bezug auf die Einsamkeitsprävention zu stärken. 

Auf der Themenseite wurden niedrigschwellige, wohnortnahe offene Treffs und Begegnungsmög-

lichkeiten sowie Anlaufstellen für Betroffene, Angehörige und Interessierte veröffentlicht. Diese 

können jederzeit mithilfe eines Onlineformulars auf der Homepage ergänzt werden (siehe 

https://www.waswiewo.de/gemeinsam-statt-einsam/). Um die Erreichbarkeit der von Einsamkeit 

betroffenen Menschen zu verbessern, wurde zudem ein Multiplikatorenkonzept erarbeitet und um-

gesetzt. Hier ging es vorrangig darum, Multiplikatorinnen und Multiplikatoren einzubeziehen, die 

mit den eigentlichen Zielgruppen eng in Kontakt stehen und Betroffene auf wohnortnahe Angebote 

hinweisen können. Den Multiplikatorinnen und Multiplikatoren wurden für die Öffentlichkeitsarbeit 

auch Postkarten zur Verfügung gestellt, die in Stadt und Landkreis verteilt wurden.  
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2.2. Verbesserung der Datengrundlage 

Um eine konkretere Datenbasis für Erlangen zu erhalten, soll das Thema Einsamkeitsbelastungen 

in einem ersten Schritt in der Bürgerbefragung 2026 der Abteilung für Statistik und Stadtforschung 

aufgenommen werden. Für weitere Erhebungen, z.B. im Rahmen einer Studie, stehen kurz- und 

mittelfristig keine personellen oder finanziellen Ressourcen zur Verfügung.  

 

2.3. Dienststellenübergreifende Vernetzung zur Umsetzung von Maßnahmen 

Um das Thema Einsamkeit weiterhin zu bearbeiten, wird die Weiterführung und der Ausbau der 

Arbeitsgruppe Gemeinsam gegen Einsam empfohlen. Dies kann zum Teil im Rahmen der nun 

zusammengeführten Geschäftsstelle der Gesundheitsregionplus Erlangen-Höchstadt & Erlangen am 

staatlichen Gesundheitsamt unter Beteiligung städtischer Dienststellen erfolgen. Konkrete Maß-

nahmen, wie beispielsweise das Aufstellen von sog. Plauderbänken, können in der Arbeitsgruppe 

bedarfs- und ressourcenorientiert erarbeitet werden.  

In quartiersbezogenen Ansätzen wird das Thema Einsamkeit explizit oder implizit bereits adres-

siert. Sozialräumliche und nachbarschaftliche Ansätze bieten besondere Potenziale und nied-

rigschwellige soziale Orte, um Einsamkeit vorzubeugen oder entgegenzuwirken. Diese können 

weiterhin gestärkt werden. Zudem kann geprüft werden, ob im Rahmen von Drittmittelprojekten 

Präventionsstrategien erarbeitet und Unterstützungsstrukturen für betroffene Personengruppen 

gestärkt werden können.  

 
2.4. Ausbau des Informationsangebots und Multiplikatorenkonzept 

Das bereits bestehende Informationsangebot (siehe 2.1) kann im Rahmen der Arbeitsgruppe (sie-

he 2.3) erweitert werden.  

Für die Erarbeitung und Umsetzung einer Kampagne zur Information und Sensibilisierung sowie 

den Ausbau des Multiplikatorenansatzes stehen aufgrund der schwierigen Haushaltslage derzeit 

keine finanziellen Mittel und personelle Ressourcen zur Verfügung. Diese Ansätze können durch 

Beteiligung städtischer Dienststellen in die AG Gemeinsam gegen Einsam der Gesundheitsregion-
plus eingebracht werden. Ein regelmäßiger Bericht in den Sitzungen des Ausschusses für Soziales 

und Gesundheit wird zum jetzigen Zeitpunkt als nicht zielführend erachtet. 

 

3. Prozesse und Strukturen 
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Angesichts der vorhandenen Daten und kommunalen Handlungsempfehlungen zum Thema Ein-

samkeit in Deutschland wird deutlich, dass Einsamkeit nicht nur ein individuelles, sondern auch ein 

gesellschaftliches Problem ist, das Maßnahmen auf verschiedenen Ebenen erfordert. Um Einsam-

keit entgegenzuwirken, soll auf die dargestellten bestehenden Handlungsansätze der Stadtverwal-

tung aufgebaut werden. Durch das Zusammenwirken relevanter Dienststellen soll auf die Sensibili-

sierung für das Thema Einsamkeit hingewirkt und bedarfsorientierte Maßnahmen umgesetzt wer-

den.  

 
4. Klimaschutz: 

 
Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 
  ja, positiv*  
  ja, negativ*  

X  nein  
 
Wenn ja, negativ: 
Bestehen alternative Handlungsoptionen? 
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   ja*  
   nein* 

 
*Erläuterungen dazu sind in der Begründung aufzuführen.  
 
 
Falls es sich um negative Auswirkungen auf den Klimaschutz handelt und eine alter-
native Handlungsoption nicht vorhanden ist bzw. dem Stadtrat nicht zur Entscheidung 
vorgeschlagen werden soll, ist eine Begründung zu formulieren. 

 
 
5. Ressourcen  

(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?) 

Investitionskosten: € bei IPNr.:  
Sachkosten: € bei Sachkonto:  
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto: 
Folgekosten € bei Sachkonto: 
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto: 
Weitere Ressourcen  
 

Haushaltsmittel  

   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
      X   sind nicht vorhanden 
 
 
Anlagen: Einsamkeit: Handlungsansätze- und perspektiven Stadt Erlangen 
  ÖDP Antrag 105/2024 Einsamkeit 
 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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 Einsamkeit: Handlungsansätze- und perspektiven Stadt Erlangen  

Übersicht einer Abfrage ausgewählter städt. Dienststellen (Stand: März 2025) 

Bezogen auf Einsamkeitsaspekte und Betroffene: 
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Abteilung Aktivierende  
Leistungen (557) 
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Übergreifende Ansätze: 
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ÖDP-Fraktion im Erlanger Stadtrat  
 
 

An den  
Oberbürgermeister der Stadt Erlangen  
Rathausplatz 1 
91054 Erlangen  

      Erlangen, den 22. Oktober 2024  

 

ÖDP-Antrag:  Erlangen gegen Einsamkeit!  
- Studie zum Thema „Einsamkeit in Erlangen“ erstellen 
- Kampagne gegen Einsamkeit in Erlangen starten 
- mehr konkrete Maßnahmen effektiver umsetzen 
- regelmäßige Berichterstattung im SGA 

 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 
das Thema „Einsamkeit“ nimmt immer größere Dimensionen an. Dieses 
„Phänomen“ kann jede Altersgruppe und jede Schicht treffen! Es ist eine 
grausame Epidemie im Verborgenen.  
„Einsamkeit“ hat viele Ursachen und zahlreiche schlimme Auswirkungen. 
So kann Einsamkeit nicht nur die Gesundheit unserer Bürgerinnen und 
Bürgern gefährden. Sie kann auch unser soziales Gefüge, ja sogar unsere 
Demokratie negativ beeinflussen, denn Menschen haben wohl oft 
wochenlang niemanden, mit dem sie sich intensiver austauschen oder 
Gedanken reflektieren können.  
 
Dass diese Entwicklung ein großes Thema ist, konnte man spätestens 
daran erkennen, als Großbritannien 2018 dieses Thema zur 
Regierungssache erklärte und ein Ministerium zur Bekämpfung von 
Einsamkeit gründete. Deutschland ist noch nicht so weit, doch hat es Ende 
Mai 2024 erstmals eine Studie zu diesem Thema vorgestellt, aber zuvor 

schon eine Broschüre zu einer Strategie gegen Einsamkeit veröffentlicht.  
Nach unserer Auffassung ist Einsamkeit vor allem kommunal 
gegenzusteuern. Deshalb beantragen wir ÖDP-Stadträte, dass …  
 

Ökologisch-Demokratische 
Partei Erlangen 

  
ÖDP-Stadtratsfraktion: 

 

Joachim Jarosch (Vors.) 
Barbara Grille M.A. 

Gerda-Marie Reitzenstein 
 
 
Adresse: 
Rathausplatz 1 
91052 Erlangen 
Tel.: 09131/ 86-2493 
E-mail: 
oedp.fraktion@erlangen.de 
www.oedp-erlangen.de 
 
Geschäftsführung: 
Renate Lohmann  
 
Sprechzeiten / Zimmer 128: 
Dienstag 16.30 – 17.30 Uhr 
Donnerstag 16.00 – 18.00 Uhr 

   

Antrag gemäß § 28/ § 29 GeschO 
Eingang:  22.10.2024 
Antragsnr.: 105/2024 
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen 
Zust. Referat: I / 52 
mit Referat: V / 50 

Ö  6Ö  6
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1. … eine Studie zum Thema „Einsamkeit in Erlangen“ erstellt werde – vielleicht in 
Zusammenarbeit z.B. mit der FAU Erlangen oder der TH Georg Simon Ohm in Nürnberg. 
Sollte dies nicht zeitnah möglich sein, sollte zumindest eine Bürgerbefragung durch die 
Statistik erfolgen, um eine konkretere Datenbasis für unsere Stadt Erlangen zu 
erhalten; 
 
2. … eine kommunale Kampagne gegen Einsamkeit umgesetzt werde, um das Thema 
„Einsamkeit“ aus der Tabu-Zone zu holen und für mehr Aufmerksamkeit gegenüber den 
Auswirkungen dieser gefährlichen Entwicklung zu werben; 
 
3. … mehr konkrete Maßnahmen effektiver umgesetzt werden;  
So bitten wir bereits jetzt u.a. darum, verteilt im Stadtgebiet sogenannte „Plauderbänke“ 
aufzustellen. Die Anschaffung derartiger Bänke könnte u.a. über Patenschaften finanziert 
werden; 
 
4. … über das Thema „Einsamkeit in Erlangen“ regelmäßig in den Sitzungen des 
Ausschusses für Soziales und Gesundheit mit einem festen Tagesordnungspunkt 

berichtet werde.  
 
 
Mit ökologischen Grüßen  
 

Joachim Jarosch   Gerda-Marie Reitzenstein          Barbara Grille 
Fraktionsvorsitzender  seniorenpolitische     sozialpolitische 

Sprecherin     Sprecherin   
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Beschlussvorlage 
 
Geschäftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer: 
lll/30; V/50 Rechtsamt/Sozialamt 30/106/2025 
 

Änderung der Gebührensatzung zur Satzung für die städtischen 
Verfügungswohnungen 

Beratungsfolge Termin Ö/N Vorlagenart Abstimmung 

 

Sozial- und EJC-Beirat 07.05.2025 Ö Empfehlung  

Sozial- und Gesundheitsausschuss / 
Werkausschuss EJC 

07.05.2025 Ö Gutachten  

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss 

21.05.2025 Ö Gutachten  

Stadtrat 22.05.2025 Ö Beschluss  

 
 
Beteiligte Dienststellen 
 
 

I. Antrag 
 
Die Änderungssatzung zur Gebührensatzung zur Satzung für die städtischen Verfügungswohnun-
gen der Stadt Erlangen (Entwurf vom 03.04.2025, Anlage 1) wird beschlossen. 
 
 
 

II. Begründung 
 
1. Ergebnis/Wirkungen 

 
Die Benutzungsgebühren für die städtischen Verfügungswohnungen sollen den Entwicklungen 
der Mietobergrenzen des Erlanger Jobcenters (EJC) angepasst werden. Gleichzeitig wird er-
wartet, dass damit eine erneute Steigerung der Kostendeckung im Bereich der Obdachlosen-
unterbringung einhergeht. 
 
Mit Stadtratsbeschluss 30/019/2021 vom 22.06.2021 zur Anpassung der obdachlosenrechtli-
chen Benutzungsgebühren wurde grundlegend festgelegt, dass diese wiederkehrend zu erhö-
hen sind: „Die Gebühren sind künftig regelmäßig entsprechend dem Schlüssigen Konzept der 
Stadt Erlangen zur Ermittlung der angemessenen Kosten der Unterkunft nach dem SGB II und 
XII anzupassen.“ (a. a. O. Nr. 3 Buchstabe c) 
Auch im Revisionsbericht vom 30.09.2020 wurde festgehalten, dass künftig „bei den Verfü-
gungswohnungen regelmäßig eine Gebührenanpassung vorzunehmen ist“ (Prüfbericht zur 
Prüfung 06/2020, S. 9). 
 
Zuletzt erfolgte eine Gebührenerhöhung zum 01.10.2024. Die Benutzungsgebühren leiten sich 
demnach immer von den Mietobergrenzen des EJC ab und befinden sich daher grundsätzlich 
darunter. 
 
Mit Stadtratsbeschluss 55/093/2025 wurde beschlossen, dass das Schlüssige Konzept zur 
Festsetzung der Mietobergrenzen im Stadtgebiet Erlangen (Stand ab 01.06.2023) ab 
01.04.2025 außer Kraft gesetzt wird und ab dem 01.04.2025 für die Mietobergrenzen die 
Richtwerte der Wohngeldtabelle incl. Klimakomponente zzgl. 10 % Sicherheitszuschlag ent-
sprechend dem jeweils gültigen Stand angewendet werden, bis ein neues schlüssiges Konzept 
erstellt wird. 
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Durch die Erhöhung der Mietobergrenzen zum 01.04.2025 ist eine erneute Anpassung der Ge-
bührensätze für die städtischen Verfügungswohnungen erforderlich geworden. 
In Anlage 2 sind in einer synoptischen Darstellung die bisherige Gebührensatzung und die Än-
derungen gegenübergestellt. 
 
In Anlage 3 werden in einer tabellarischen Übersicht die Mietobergrenzen 2024 mit den Mie-
tobergrenzen 2025 verglichen, die Steigerung berechnet und übertragen auf die Gebühren der 
Verfügungswohnungen. 
Dies erfolgt, indem die zulässige Höchstmiete 2025 in € durch die Quadratmeter des ange-
messenen Wohnraums dividiert wird. Dieser Wert wird verglichen mit den Werten der alten 
Mietobergrenzen 2024 pro Quadratmeter. So wird die prozentuale Steigerung für alle Haus-
haltsgrößen ermittelt. Im Anschluss wird die durchschnittliche prozentuale Steigerung ermittelt. 
Diese beträgt abgerundet 14 %. Die neu ermittelten Gebührenkategorien wurden ebenso abge-
rundet, auf volle Zehn-Cent-Schritte. 
 

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen 
 

Beschluss der Änderungssatzung zur Satzung für die städtischen Verfügungswohnungen. 
 

 
3. Prozesse und Strukturen 

(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?) 

Auf Grundlage der zu beschließenden Satzung, erhalten alle handlungsfähigen untergebrach-
ten Personen einen neuen Gebührenbescheid. Vor Bescheiderlass erfolgt die Abstimmung mit 
EJC, der Abteilung für Leistungen nach dem SGB XII sowie der Stadtkasse. Diese Abstim-
mung bedarf einigen Vorlaufs.  
 
Das Inkrafttreten der Satzung wird daher zum 1. Oktober 2025 bestimmt. In den leistungsrecht-
lich relevanten Fällen gehen Kopien an EJC und die Abteilung für Leistungen nach dem SGB 
XII. Nach Bescheiderlass werden Erhöhungs-Anordnungen für die Stadtkasse erstellt. 
 
 

4. Klimaschutz: 

 
Entscheidungsrelevante Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

 
  ja, positiv*  
  ja, negativ*  
  nein  

 
 

5. Ressourcen  
 

Haushaltsmittel  
   werden nicht benötigt 
  sind vorhanden auf IvP-Nr.       

  bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk         
         sind nicht vorhanden 
 
 
 
Anlagen: 
Anlage 1: Änderungssatzung zur Gebührensatzung zur Satzung für die städtischen Verfü-

gungswohnungen (Entwurf vom 03.04.2025) 
Anlage 2: Synoptische Darstellung der Gebührensatzung zur Satzung für die städtischen Ver-

fügungswohnungen 
Anlage 3: Tabellarische Übersicht zur Herleitung der Gebührenerhöhung über die  
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Mietobergrenzen vom 21.03.2025 
 
 
 

III. Abstimmung 
siehe Anlage 
 

IV. Beschlusskontrolle 
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift 
VI. Zum Vorgang 
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  Anlage 1  
  Entwurf vom 03.04.2025  

 

 

Satzung zur Änderung der Gebührensatzung zur Satzung für die städtischen 

Verfügungswohnungen vom 29. April 2021 i. d. F. vom 25.07.2024 / In Kraft ge-

treten am 01.10.2024 

(Die amtlichen Seiten Nr. 10 vom 20.05.2021 und Nr. 16 vom 08.08.2024)  

 

 
Die Stadt Erlangen erlässt aufgrund von Art. 2 Abs. 1 und 8 Abs. 1 Satz 1 des Kommunalab-

gabengesetzes (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 1993 (GVBl. S. 

264), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 9. Dezember 2024 (GVBl. S. 573) fol-

gende Änderungssatzung zur Gebührensatzung zur Satzung für die städtischen Verfügungs-

wohnungen: 

 

Art. 1 

 

1. In § 3 Abs. 2 Nr. 1 wird der Betrag „€ 9,60“ durch den Betrag „€ 10,90“ ersetzt. 

2. In § 3 Abs. 2 Nr. 2 wird der Betrag „€ 9,00“ durch den Betrag „€ 10,20“ ersetzt. 

3. In § 3 Abs. 2 Nr. 3 wird der Betrag „€ 8,70“ durch den Betrag „€ 9,90“ ersetzt. 

4. In § 3 Abs. 2 Nr. 4 wird der Betrag „€ 8,40“ durch den Betrag „€ 9,50“ ersetzt. 

 

Art. 2 

 

Diese Satzung tritt am 1. Oktober 2025 in Kraft. 
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Anlage 2 
Stand: 03.04.2025 

 

Synoptische Darstellung der Gebührensatzung zur Satzung für die städtischen Verfügungswohnungen                                                                                                                                             

Bisherige Fassung Geänderte Fassung (Änderungen in Fettdruck und mit Streichungen) 

§ 3 Höhe der Benutzungsgebühren 

(1) Die Höhe der Gebühren richtet sich nach Art, Ausstattung und 

Nutzfläche der zugewiesenen Räume.  

(2) Die Grund-, und Heizgebühren betragen im Einzelnen je Monat 

und Quadratmeter zugewiesener Nutzfläche bzw. abweichend hiervon 

pro Person und Nacht im Falle der Nr. 5 (Kategorie E), 

1. bei Wohnungen eines durchschnittlichen Wohnstandards nach ener-
getischer Sanierung (Kategorie A) 

Grundgebühr   € 9,60  

Heizgebühr   € 1,00 

2. bei Wohnungen eines durchschnittlichen Wohnstandards, aus-
schließlich Zentralheizung (und z. B. doppelt verglaste Fenster, 
hochwertige Türen), Toilette innerhalb der Wohnung (Kategorie B) 

Grundgebühr   € 9,00 

Heizgebühr   € 1,15 

3. bei Wohnungen mit einfacher Ausstattung, z. B. Etagenheizung, 
Nachtspeicheröfen, Öl- oder Gaseinzelöfen, Toilette innerhalb der 
Wohnung (Kategorie C) 

Grundgebühr  € 8,70 

Heizgebühr   € 1,15 

4. bei einfachem Wohnraum mit wohnheimartiger Unterbringung in Ein-

zelzimmern mit sanitären Gemeinschaftsanlagen (Kategorie D) 

Grundgebühr  € 8,40 

Heizgebühr   € 1,15 

§ 3 Höhe der Benutzungsgebühren 

(1) Die Höhe der Gebühren richtet sich nach Art, Ausstattung und 

Nutzfläche der zugewiesenen Räume.  

(2) Die Grund-, und Heizgebühren betragen im Einzelnen je Monat 

und Quadratmeter zugewiesener Nutzfläche bzw. abweichend hiervon 

pro Person und Nacht im Falle der Nr. 5 (Kategorie E), 

1. bei Wohnungen eines durchschnittlichen Wohnstandards nach ener-
getischer Sanierung (Kategorie A) 

Grundgebühr   € 9,60  € 10,90 

Heizgebühr   € 1,00 

2. bei Wohnungen eines durchschnittlichen Wohnstandards, aus-
schließlich Zentralheizung (und z. B. doppelt verglaste Fenster, 
hochwertige Türen), Toilette innerhalb der Wohnung (Kategorie B) 

Grundgebühr   € 9,00  € 10,20 

Heizgebühr   € 1,15 

3. bei Wohnungen mit einfacher Ausstattung, z. B. Etagenheizung, 
Nachtspeicheröfen, Öl- oder Gaseinzelöfen, Toilette innerhalb der 
Wohnung (Kategorie C) 

Grundgebühr  € 8,70  € 9,90 

Heizgebühr   € 1,15 

4. bei einfachem Wohnraum mit wohnheimartiger Unterbringung in Ein-

zelzimmern mit sanitären Gemeinschaftsanlagen (Kategorie D) 

Grundgebühr  € 8,40  € 9,50 

Heizgebühr   € 1,15 
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Anlage 2 
Stand: 03.04.2025 

 

 

5. bei Wohnraum mit einfachster Ausstattung in Mehrbettzimmern mit 

sanitären Gemeinschaftsanlagen und einer Gemeinschaftsküche 

(Kategorie E) 

Grundgebühr  € 3,00 

Heizgebühr   € 1,00 

(3) Bei Unterbringung in einer Wohngemeinschaft wird die Benut-

zungsgebühr der jeweiligen Kategorie entsprechend der zugewiese-

nen Fläche und der gemeinschaftlich genutzten Fläche anteilig be-

rechnet. 

(4) Bei Notunterbringung in einem Beherbergungsbetrieb wird eine 

Gesamtgebühr von € 30,00 pro Person und Nacht erhoben. 

(5) Für den Stromverbrauch wird pro eingewiesener Person monatlich 

eine Strompauschale in Höhe von € 30,00 € erhoben. 

(6) Räumt eine benutzende Person eine Verfügungswohnung nicht, 

obwohl die Voraussetzungen für die Zuweisung entfallen sind oder ihr 

eine andere zumutbare Unterkunft nachweislich angeboten wurde 

und sie die Unterkunft ohne sachlich nachvollziehbaren Grund nicht 

angenommen hat, kann die Grundgebühr um bis zu 50 v. H. erhöht 

werden. 

5. bei Wohnraum mit einfachster Ausstattung in Mehrbettzimmern mit 

sanitären Gemeinschaftsanlagen und einer Gemeinschaftsküche 

(Kategorie E) 

Grundgebühr  € 3,00 

Heizgebühr   € 1,00 

(3) Bei Unterbringung in einer Wohngemeinschaft wird die Benut-

zungsgebühr der jeweiligen Kategorie entsprechend der zugewiese-

nen Fläche und der gemeinschaftlich genutzten Fläche anteilig be-

rechnet. 

(4) Bei Notunterbringung in einem Beherbergungsbetrieb wird eine 

Gesamtgebühr von € 30,00 pro Person und Nacht erhoben. 

(5) Für den Stromverbrauch wird pro eingewiesener Person monatlich 

eine Strompauschale in Höhe von € 30,00 € erhoben. 

(6) Räumt eine benutzende Person eine Verfügungswohnung nicht, 

obwohl die Voraussetzungen für die Zuweisung entfallen sind oder ihr 

eine andere zumutbare Unterkunft nachweislich angeboten wurde 

und sie die Unterkunft ohne sachlich nachvollziehbaren Grund nicht 

angenommen hat, kann die Grundgebühr um bis zu 50 v. H. erhöht 

werden. 
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Haushalts-
größe

Wohnfläche 
in m²

Gesamt  pro m² Gesamt pro m² Gesamt pro m² Gesamt pro m² absolut relativ

1-Personen-

Haushalt
50 539,00 € 10,78 € 593,00 € 11,86 € 566,00 € 11,32 € 583,00 € 11,66 € 17,00 € 3,00%

2-Personen-

Haushalt
65 612,00 € 9,42 € 674,00 € 10,37 € 643,00 € 9,89 € 708,00 € 10,89 € 65,00 € 10,11%

3-Personen-

Haushalt
75 649,00 € 8,65 € 714,00 € 9,52 € 681,50 € 9,09 € 843,00 € 11,24 € 161,50 € 23,70%

4-Personen-

Haushalt
90 806,00 € 8,96 € 887,00 € 9,86 € 846,50 € 9,41 € 983,00 € 10,92 € 136,50 € 16,13%

5-Personen-

Haushalt
105 904,00 € 8,61 € 995,00 € 9,48 € 949,50 € 9,04 € 1.123,00 € 10,70 € 173,50 € 18,27%

Jede weitere 

Person

je 15 qm 

zusätzlich
141,00 € 156,00 € 148,50 € 136,00 €

zu:

beträgt: 14,24%

Übersicht der Gebührenveränderung bei einer Steigerung von 14 % abgerundet auf 0,1 €

Kategorie
Grundgebühr 

aktuell
Heizgebühr Gesamt

absolute 

Steigerung 

Grundgebühr

Grundgebühr 

neu 

abgerundet

gesamt neu

Kategorie A 9,60 € 1,00 € 10,60 € 1,34 € 10,90 € 11,90 €

Kategorie B 9,00 € 1,15 € 10,15 € 1,26 € 10,20 € 11,35 €

Kategorie C 8,70 € 1,15 € 9,85 € 1,22 € 9,90 € 11,05 €

Kategorie D 8,40 € 1,15 € 9,55 € 1,18 € 9,50 € 10,65 €

Anlage 3

Entwurf v. 21.03.2025

zu den neuen MOG

dem Durchschnitt der alten MOG für energetisch saniert und nicht energetisch saniert Die durchschnittliche Steigerung von:

SteigerungDurchschnitt alte MOG
alte Mietobergrenzen aus 2023 Änderung

Alte MOG Alte MOG energ. saniert MOG neu

Ö
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